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Vorwort 
 

 

Die Energiepreise steigen kräftiger als die Nettokaltmieten und Wohnkosten. 
Dies wird voraussichtlich auch weiterhin der Fall sein. Hierauf reagiert die Woh-
nungswirtschaft mit einer Intensivierung ihrer Anstrengungen zur Realisierung 
energetisch qualitativer Neubauten und der Berücksichtigung energetischer Be-
lange bei der Modernisierung von Bestandsgebäuden. Es werden zudem immer 
mehr innovative Leuchtturmprojekte realisiert.  

Da sowohl aus klima- als auch aus energiepolitischen Gründen eine weitere Be-
schleunigung der in energetischer Hinsicht erfolgenden Verbesserung der Woh-
nungsbestände ein allgemein anerkanntes Ziel ist, stellt sich die Frage nach den 
allgemeinen Handlungspotenzialen, bei beschränkten Investitionsmitteln dabei 
insbesondere auch nach den besonders effizienten Instrumenten.  

Deshalb hat der VdW südwest eine Studie beim IWU aus Darmstadt in Auftrag gegeben, um den Kenntnis-
stand zu den Entwicklungen in einer Übersicht aufzubereiten und die Fragen an der Schnittstelle zwischen 
technologisch machbaren und wirtschaftlichen sinnvollen Maßnahmen zu beleuchten. Damit wollen wir zu 
einer Versachlichung der Diskussionen beitragen und gleichzeitig neue Impulse sowohl für die Diskussion 
um die politischen Rahmenbedingungen als auch für die wohnungswirtschaftliche Praxis geben. 

Die Studie zeigt die erhebliche Dynamik der technologischen Entwicklungen. Dabei wird unter anderem die 
Notwendigkeit der Beschleunigung der Marktdurchdringung innovativer Maßnahmen problematisiert. Bei 
der Umsetzung zeigt sich eine große Diskrepanz zwischen den Einzelmaßnahmen, zudem wird auch deut-
lich, dass so genannte gering investive Maßnahmen einen wesentlichen Beitrag zur Energieeinsparung 
leisten können. Bei der Realisierung komplexer Maßnahmen wird zudem deutlich, dass deren Renditen 
sehr stark von den mit diesen Maßnahmen verfolgten Einsparungszielen und auch auf die jeweilige regio-
nale oder lokale Wohnungsmarktsituation und die damit realisierbaren Preise zurückzuführen sind. Dieser 
Befund weist auf den Einfluss der Gestaltung der Rahmenbedingungen hin. Dabei stellt sich auch die Fra-
ge nach der Funktion der Förderpolitik. Die Wohnungswirtschaft selbst wird vor dem Hintergrund der Her-
ausforderungen in den nächsten Jahren ihr energetisches Portfoliomanagement intensivieren müssen. 
Schließlich ist auch das Verbraucherverhalten selbst von großem Einfluss. Auch hier zeigen sich durch ein 
effizientes Verhalten deutliche Energieverbrauchssenkungspotenziale. Ob und inwieweit Maßnahmen zur 
Transparenz dies beeinflussen können, werden die Erfahrungen der nächsten Jahre allerdings erst noch 
erweisen müssen.  

Unser Verband möchte mit dieser Studie nicht nur Anstöße für eine Effizienzsteigerung der Energiesen-
kungsmaßnahmen geben, sondern trägt darüber hinaus über ein Netzwerk mit Dienstleistern und Indust-
rieunternehmen auf diesem Gebiet zur Beschleunigung der Marktdurchdringung bedarfsgerechter innovati-
ver Maßnahmen bei. Hierzu wurde im November 2007 die Konferenz WIE Wohnen-Innovation-Energie ins 
Leben gerufen. 

Alle Leser dieser Studie sind herzlich eingeladen, an der Realisierung der genannten Ziele mitzuwirken. 
Unser Verband freut sich über entsprechende Anregungen, Kooperationsinteressen aber auch weiterfüh-
rende Kritik.  

 

 
Dr. Rudolf Ridinger 

Vorstand (Sprecher) des VdW südwest 
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1 Anforderungen an die Energieeffizienzsteigerung bei Wohngebäuden 
 

Die Reduzierung des Energieverbrauches und der 
damit verbundenen klimaschädlichen CO

Da etwa ein Drittel der Emissionen (d. h. mehr als 3 
Tonnen CO

 1

2-Emissionen 
stellt eine gewaltige Herausforderung der kommenden 
Jahre und Jahrzehnte dar. In Deutschland werden 
gegenwärtig etwa 10 Tonnen CO

2 pro Kopf und Jahr) im Gebäudebereich 
verursacht werden und hieran wiederum die Wohnge-
bäude den entscheidenden Anteil haben, ist diesem 
Bereich besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 
Dies ist umso wichtiger, als Wohngebäude äußerst 
langlebige Wirtschaftsgüter sind und Fehlentschei-
dungen – wie ungenügender Wärmeschutz – über 
viele Jahrzehnte nachwirken. 

2 pro Kopf und Jahr – 
einschließlich Industrie und Verkehr – emittiert1. Dies 
liegt etwa um einen Faktor 10 über den Grenzwerten 
wie sie vom Weltklimarat favorisiert werden2 (Bild 1).  

Bild 1:  Klimaschutz erfordert eine Reduktion der CO2-Emissionen in Deutschland um den Faktor 101,2

 

 

 

Durch den drastischen Anstieg der Energiepreise ha-
ben sich die jährlichen Heizkosten für eine durch-
schnittliche Wohnung in den letzten 7 Jahren von ca. 
350 € auf ca. 600 € jährlich erhöht (

Bild 2: Entwicklung der Heizkosten in den 
letzten 7 Jahren [techem 2007] 

Bild 2). Wird der 
wärmetechnische Zustand unserer Altbauten nicht 
deutlich verbessert, so würde eine Verknappung der 
Energieressourcen und ein weiterer Anstieg der Ener-
giepreise zu einer erheblichen Mehrbelastung der 
Verbraucher führen. Gerade Bevölkerungsgruppen mit 
niedrigem Einkommen könnten hier in Schwierigkeiten 
geraten.  

 

Aus diesen Gründen ist die Intensivierung der energe-
tischen Modernisierung des deutschen Wohngebäu-
debestands heute erklärtes Ziel verschiedener Ak-
teursgruppen und Verbände sowie auch der Bundes-
regierung [Eckpunkte 2007]. 
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Eine Steigerung der Energieeffizienz um den Faktor 
10 ist für Wohngebäude heute technologisch betrach-
tet keine Utopie mehr. Mit dem Passivhaus-Standard 
kann ein Heizwärmebedarf von weniger als 15 und ein 
Primärenergiebedarf von weniger als 50 kWh pro m² 
Wohnfläche und Jahr erreicht werden. Mehrere Tau-
send in Deutschland neu gebaute und bewohnte Pas-
sivhäuser zeigen, dass dies auch in der Breite umge-
setzt werden kann – und dass hieraus auch eine neue 
Qualität des Wohnens entstehen kann.  

In der Bestandssanierung ist der Passivhaus-Standard 
deutlich schwerer zu erreichen – einzelne Passivhaus-
Komponenten können allerdings durchaus auch bei 
der Modernisierung zur Anwendung kommen. Aber 
auch eine Modernisierung auf Niedrigenergiehaus-
Niveau – wie sie von vielen Wohnungsunternehmen 
heute als Standard-Maßnahme realisiert wird – bringt 
eine Energieeinsparung von 40 bis 80 %. 

Die energetische Modernisierung hat positive Effekte, 
die über den Aspekt des Umwelt- und Klimaschutzes  
und der Heizkostenminderung hinausgehen:  

 Für den Eigentümer einer Immobilie stellt ein heu-
te niedriger Verbrauch eine „Versicherung“ gegen 
zukünftig ansteigende Energiepreise dar. Das Ri-
siko des Wertverlustes einer Immobilie wird ge-
mindert.   

 Aus Sicht des Nutzers besitzt ein gut gedämmtes 
Gebäude ein sehr viel höheres Komfortniveau als 
ein unsanierter Altbau. Die thermische Behaglich-
keit ist besser, Räume kühlen viel langsamer aus, 
auch im Sommer kann die Hitze besser draußen 
gehalten werden.   

 Aus volkswirtschaftlicher Sicht ist es sinnvoll, die 
Ausgaben für Energieimporte zu reduzieren und 
das Geld stattdessen für handwerkliche Arbeit 
durch im Inland Beschäftigte sowie für heimische 
Technologien auszugeben. 

 

 

 

Die vorliegende Studie soll einen Überblick über den 
derzeitigen Stand der energetischen Modernisierung 
von Wohngebäuden und die damit verbundenen Her-
ausforderungen geben: 

Kapitel 2 erläutert die verschiedenen Maßnahmen zur 
energetischen Modernisierung. Es werden beispielhaft 
Angaben zu Kosten und Wirtschaftlichkeit gemacht. 
Weiterhin werden Restriktionen für die Umsetzung in 
Bestandsgebäuden aufgezeigt. 

In Kapitel 3 wird ein Überblick über das Baualter und 
die Beheizungsstruktur des deutschen Gebäudebe-
stands gegeben. Darauf aufbauend wird ermittelt, 
welche Potenziale zur Reduktion des Primärenergie-
bedarfs und der CO2-Emissionen für diesen Sektor 
bestehen und welche Modernisierungsraten zur Errei-
chung dieser Einsparung erforderlich sind. 

Kapitel 4 befasst sich mit Maßnahmen zur Steigerung 
der Transparenz bezüglich des Verbrauchs bzw. der 
energetischen Gebäudequalität. Weiterhin wird aufge-
zeigt, welchen Stellenwert heute die Energieeffizienz 
bei der Wohnungswahl besitzt. 

In Kapitel 5 wird anhand von Beispielberechnungen 
die ökonomische Rentabilität der energetischen Mo-
dernisierung aufgezeigt. Die Abhängigkeit von den 
mietrechtlichen Rahmenbedingungen wird dargestellt.  
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2 Überblick über technische Maßnahmen zur energetischen Modernisierung3 
 

2.1 Baulicher Wärmeschutz 
Der Grundpfeiler für ein energieeffizientes Gebäude ist 
ein hochwirksamer Wärmeschutz, der das Innere des 
Gebäudes möglichst lückenlos umschließt. Mit den 
heute am Markt verfügbaren Techniken ist es möglich, 
die Transmissionswärmeverluste von Altbaukonstruk-
tionen auf ein Zehntel zu senken. Da nicht absehbar 
ist, dass Energie wieder billig werden könnte, stellt der 
hochwirksame Wärmeschutz eine langfristig sinnvolle 
Investition in das Gebäude dar.  

Wärmeschutzmaßnahmen erlauben nicht nur eine 
nachhaltige Reduzierung der Heizkosten, sie bewirken 
auch eine erhebliche Steigerung des thermischen 
Komforts im Gebäude: Auch an sehr kalten Tagen 
bleiben die raumseitigen Oberflächen noch angenehm 
warm. Räume kühlen nicht mehr so schnell aus. Das 
Risiko von Oberflächenkondensat und Schimmelbil-
dung wird durch eine wirksame Wärmedämmung re-
duziert.  

Auch im Sommer trägt ein guter Wärmeschutz zur 
Verbesserung des Wohnkomforts bei. Werden Fenster 
verschattet und die Wohnräume nachts gelüftet, kann 
die Raumtemperatur selbst bei hohen Außentempera-
turen noch im angenehmen Bereich gehalten werden 
– so wie im Winter die Kälte draußen bleibt, wird im 
Sommer die Wärme abgeschirmt. 

 

Der beste Zeitpunkt für die Realisierung von Wärme-
schutzmaßnahmen ist gekommen, wenn ohnehin eine 
Instandsetzung bzw. Sanierung der betreffenden Bau-
teile ansteht. Die durch die energietechnische Aufwer-
tung verursachten Kosten fallen bei umfassenden 
Modernisierungsarbeiten nicht so stark ins Gewicht. 
Auch aus rein betriebswirtschaftlicher Sicht können 
gute Wärmeschutzstandards in der Regel positiv be-
wertet werden. Im Abschnitt 2.4 finden sich hierzu 
beispielhafte Analysen für einzelne Maßnahmen, eine 
Bewertung unterschiedlicher Gebäudestandards auch 
unter mietrechtlichen Rahmenbedingungen findet sich 
in Kapitel 5. 

Natürlich hängt die individuelle Bewertung einer Mo-
dernisierungsmaßnahme auch von dem Gebäude an 
seinem jeweiligen Standort und von der Situation bzw. 
der Perspektive von Nutzer und Eigentümer ab. Im 
Kap. 5 finden sich hierzu beispielhaft verschiedene 
ökonomische Analysen unter jeweils unterschiedlichen 
Randbedingungen.  

 

Verschiedene Wärmeschutz-Standards 
Bei der Umsetzung der energetischen Modernisierung 
findet sich heute ein breites Spektrum von Wärme-
schutz-Maßnahmen. In Bild 3 werden diese entspre-
chend ihrer Wärmeschutz-Wirkung kategorisiert:  

1. „EnEV-Anforderungen Bestand“: Dies sind die 
gesetzlichen Mindestanforderungen an die Be-
standsmodernisierung, die von der Energieein-
sparverordnung (EnEV) 2007 festgelegt sind. Die 
Dämmstärken liegen typischerweise im Bereich 
zwischen 9 cm (Außenwand) und 15 cm (Dach). 
In der folgenden Beschreibung von Einzelmaß-
nahmen finden sich jeweils Hinweise, in welchen 
Fällen diese Mindestanforderungen einzuhalten 
sind.  

2. „Niedrigenergiehaus-Komponenten“: Dies sind 
Bauteile mit einem gegenüber der EnEV deutlich 
verbesserten Wärmeschutz-Standard. Die Dämm-
stärken liegen typischerweise im Bereich zwi-
schen 16 cm (Außenwand) und 24 cm (Dach). 

3. „Passivhaus-Komponenten“: Diese Maßnah-
men orientieren sich an den für ein Passivhaus er-
forderlichen Wärmeschutz-Standards. Typische 
Dämmstärken liegen bei 24 cm im Fall der Au-
ßenwand und bei 32 cm im Dachbereich.4  

 

Wärmedämmung der Außenwände 
Für die Wärmedämmung von Außenwänden am wei-
testen verbreitet sind heute Wärmedämmverbund-
systeme (WDVS) [ESI 2] [HMWVL 2006]. Diese seit 
mittlerweile drei Jahrzehnten bewährten Systeme 
bestehen aus Dämmstoffplatten (z.B. Mineralfaser, 
Hartschaum), die an die Außenwand geklebt und ge-
gebenenfalls gedübelt werden. Als äußerer Witte-
rungsschutz wird in der Regel ein Putzsystem (Armie-
rungsgewebe, Putz), manchmal auch eine Riemchen-
verblendung verwendet. Ein Altputz kann, soweit er 
tragfähig ist, erhalten bleiben. Bei schlechtem, unre-
gelmäßigem Untergrund oder Mischbauweise der 
Außenwand können Schienensysteme verwendet 
werden.  

Eine Alternative zum Wärmedämmverbundsystem ist 
die hinterlüftete Vorhangfassade. Sie besteht aus 
einer Unterkonstruktion (Holz oder Alu-Profile), die auf 
der Außenwand befestigt werden. In die Zwischen-
räume der Unterkonstruktion wird Dämmstoff (z. B. 
Mineralfaser, Zellulose) eingebracht. An der Unterkon-
struktion wird die Außenverkleidung befestigt, wobei 
ein Luftspalt zwischen Dämmung und Verkleidung zur 
Hinterlüftung verbleibt. Ein Vorteil der hinterlüfteten 
Fassade ist neben einem guten Schutz der Außen-
wand vor Witterungseinflüssen die Vielzahl der gestal-
terischen Möglichkeiten, die sich durch die Auswahl 
der Außenverkleidung ergibt (Faserzementplatten, 
Holz, Schiefer, usw.). Auf der anderen Seite ist die 
Dicke Gesamtaufbaus bei gleicher Dämmstoffdicke 
etwas höher als beim Wärmedämmverbundsystem 
und es ergeben sich – bedingt durch den höheren 
Material- und Arbeitsaufwand – deutlich höhere Kos-
ten.  
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Bei Häusern mit zweischaligem Mauerwerk und da-
zwischen liegendem Luftspalt ist die Kerndämmung 
eine weitere Möglichkeit, den Wärmeschutz der Au-
ßenwand zu verbessern. Bei dieser Dämmmaßnahme 
wird weder die Außen- noch Innenansicht des Gebäu-
des verändert – natürlich ist die Dämmstärke sehr 
begrenzt.  

Infobox 1: Begriffserklärungen 

U-Wert  

Der Wärmedurchgangskoeffizient in W/(m²K) (Kurzbe-
zeichnung früher „k-Wert“, heute „U-Wert“) ist ein Maß 
für den Wärmeschutz eines Bauteils. Er gibt an, wie groß 
der Wärmeverlust in Watt pro m² Bauteilfläche ist, wenn 

 4 

die Temperaturdifferenz zwischen innen und außen 1 
Kelvin beträgt. 
 

Nutzwärme / Endenergie / Primärenergie 

Die Nutzwärme ist die Wärmemenge, die an dem Heiz-
körper abgegeben wird bzw. (im Fall der Warmwasser-
bereitung) die am Wasserhahn gezapfte Wärmemenge.  

Als Endenergie wird die Energiemenge bezeichnet die 
vom Energielieferanten bzw. -versorger bezogen wird 
(z.B. Erdgas, Heizöl, Holz, Strom, Fernwärme usw.). Da 
die Kosten und die ökologische Relevanz der angebote-
nen Energieträger zum Teil sehr unterschiedlich sind, 
muss bei Angaben zum Endenergieverbrauch oder -
bedarf immer der jeweilige Energieträger mit dazu ge-
nannt werden. 

Die Primärenergie ist das Maß für die Relevanz der ein-
gesetzten Energiemenge im Hinblick auf Ressourcen-
schonung und Ökologie. Bis zur Bereitstellung der Ener-
gieträger muss ein energetischer Aufwand (Gewinnung, 
Umwandlung und Transport) geleistet werden, der im 
Primärenergiebedarf mit verbucht wird. Dabei wird nach 
gängiger Konvention der Energieinhalt regenerativer E-
nergieträger (also z.B. Solarenergie, Holz) nicht ange-
rechnet. Die Bereitstellung von 1 kWh Endenergie erfor-
dert im Fall von fossilen Brennstoffe (Erdgas, Heizöl) den 
Einsatz von ca. 1,1 kWh Primärenergie, im Fall von 
Strom den Einsatz von ca. 2,7 kWh Primärenergie (we-
gen der hohen Umwandlungsverluste in den Kraftwer-
ken) und im Fall von Holz den Einsatz von ca. 0,2 kWh 
Primärenergie. 
 

Energieverbrauch / Energiebedarf 

Nach gängigem Sprachgebrauch wird die in einem Ge-
bäude gemessene Energiemenge als „Energiever-
brauch“ bezeichnet. Demgegenüber wird für die rechne-
risch vom Gebäude benötigte Energiemenge in der Re-
gel der Begriff „Energiebedarf“ verwendet.  
 

Passivhaus 

Durch hochwirksamen Wärmeschutz (Dämmstärken zwi-
schen 25 und 40 cm), Fenster mit Dreifach-Wärme-
schutz-Verglasung im gedämmten Rahmen und Komfort-
lüftung mit Wärmerückgewinnung wird der Heizwärme-
bedarf auf ca. 15 kWh pro m² Wohnfläche und Jahr re-
duziert (siehe Informationen des Passivhaus-Instituts un-
ter www.passiv.de). Zusammen mit einem energieeffi-
zienten Heizsystem kann der Primärenergiebedarf für 
Heizung und Warmwasser auf ein Drittel gegenüber 
Neubau-Standard nach EnEV begrenzt werden. 
 

An Häusern mit erhaltenswerter Fassadengestaltung 
(Fachwerk, Ornamentierung usw.) ist eine Außen-
dämmung häufig nicht möglich. Um den Wärmeschutz 
eines solchen Gebäudes dennoch zu verbessern, 
bietet sich die Innendämmung als Alternative an (vgl. 
in [Loga et al. 2003] und [AKkPH 32] dokumentierte 
Projekte und Analysen, sowie [ESI 11]). Natürlich sind 
die Dämmstärken auf Grund des Verlustes an Wohn-
fläche und der meist durch den Wärmeschutz nicht 
beeinflussbaren einbindenden Innenwände und De-
cken begrenzt.  

Die nach EnEV geltenden gesetzlichen Mindeststan-
dards (Bild 3) müssen in folgenden Fällen eingehalten 
werden: 
− neue Vorhangfassade  
− raumseitige Verkleidung mit Gipsbauplatten o.ä. 
− Anbringen von Dämmplatten 

bei U > 0,9 W/(m²K) − Erneuerung Außenputz (
 Ausfachung Fachwerk −

 

Dach 
Das Dach ist von allen Bauteilen am stärksten den 
Umwelteinflüssen ausgesetzt. Im Sommer können auf 
der äußeren Dachhaut Temperaturen von 60°C und 
mehr, im Winter von -20°C und weniger auftreten. 
Hohe Dämmstoffdicken sind im Dach also unbedingt 
zu empfehlen und in der Regel auch problemlos zu 
realisieren [ESI 6] [HMWVL 2006]. Außerdem begeg-
net die Dämmung einer Überhitzung der Dachräume 
im Sommer und trägt zur Erhöhung des Wohnkomforts 
bei. Neben einem guten Wärmeschutz ist im Dachbe-
reich besonderer Wert auf eine hohe Luftdichtigkeit zu 
legen [ESI 7]. Da warme Luft nach oben steigt, ent-
weicht durch Undichtigkeiten oder Fugen im Dach im 
Winter besonders viel warme und feuchte Luft. Neben 
einem erhöhten Heizenergieverbrauch kann dies zu 
Feuchteschäden insbesondere an der Holzkonstrukti-
on führen.  

Bei der energetischen Modernisierung eines geneigten 
Daches sind zwei Fälle zu unterscheiden. Wird der 
Dachraum bewohnt oder soll er später zum Aufent-
haltsraum ausgebaut und beheizt werden, muss die 
Dachschräge und evtl. die Decke zum Spitzboden 
gedämmt werden. Wird der Dachraum gar nicht oder 
nur als Abstellraum genutzt, kann die nachträgliche 
Dämmung der obersten Geschossdecke (Fußboden 
des Dachraumes) als kostengünstige Lösung gewählt 
werden. 

Für die Dämmung des Steildachs (Satteldach, Pult-
dach, Walmdach) stehen grundsätzlich drei Möglich-
keiten zur Verfügung, die auch kombiniert werden 
können. 

 

 

http://www.passiv.de/
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Bild 3: Überblick über Wärmeschutz-Standards im Bestand 

max. 
U-Wert

entspricht 
zusätzlicher 
Dämmstoff-

stärke*

typischer 
U-Wert

entspricht 
zusätzlicher 
Dämmstoff-

stärke*

typischer
U-Wert

entspricht 
zusätzlicher 
Dämmstoff-

stärke*

bei außenseitiger Erneuerung 0,35 9 cm 0,21 16 cm 0,15 24 cm

bei raumseitiger Erneuerung 0,45 6 cm 0,35 8 cm 0,30 10 cm

Steildach** 0,30 15 cm 0,18 24 cm 0,13 32 cm

oberste Geschossdecke 0,30 11 cm 0,16 24 cm 0,12 32 cm

Flachdach 0,25 14 cm 0,16 24 cm 0,12 32 cm

bei kellerseitiger Erneuerung 0,40 6 cm 0,34 8 cm 0,22 14 cm

bei raumseitiger Erneuerung 0,50 4 cm 0,40 6 cm 0,28 10 cm

Erneuerung von Verglasungen*** 1,5 1,2 0,8

Erneuerung einschl. Rahmen 1,7 1,6 0,8

Türen 2,9 2,0 0,8
*)      typisch für Ausgangs-U-Werte Baualtersklasse 1958-1968, Dämmung mit WLS 040

**)    für den Dämmanteil zwischen den Sparren Berücksichtigung eines Holzanteils

***)  U-Wert der Verglasung

Kellerdecke bzw. 
Erdgeschoss-
Fußboden

Fenster 
und Türen

EnEV-Anforderungen 
Bestand

Niedrigenergie-
haus-

Komponenten

Außenwände

Passivhaus-
Komponenten

Decke 
oder Dach

 

 

Die nach EnEV geltenden gesetzlichen Mindeststan-
dards (Bild 3) müssen in folgenden Fällen eingehalten 
werden: 

Das am häufigsten ausgeführte Dämmverfahren ist die 
Zwischen-Sparren-Dämmung. Raumseitig ist eine 
dampfbremsende und luftdichte Ebene vorzusehen (z. 
B. PE-Folie, verklebte Platten). Soll die raumseitige 
Schalung nicht entfernt werden, kommen feuchtea-
daptive Dampfbremsen zum Einsatz, die von außen 
auch über die Sparren verlegt werden können. Die 
vorhandene Sparrenhöhe reicht zumeist nicht aus, um 
die empfohlene Dämmstoffdicke von mindestens 20 
cm umzusetzen. Hier hilft eine Aufdopplung der Spar-
ren oder eine zusätzliche Dämmstofflage unterhalb 
oder oberhalb der Sparren. Dies reduziert auch die 
Wärmebrückenwirkung der Sparren.  

− Ersatz einer Dachfläche 
− neue Dacheindeckung 
− it Gipsbauplatten o.ä.  raumseitige Verkleidung m
− Einbau von Dämmplatten 
 

Oberste Geschossdecke 
Für die Dämmung der obersten Geschossdecke eig-
nen sich Dämmplatten (Mineralfaser, Hartschaum etc.) 
oder Schüttungen (Perlite, Zellulose). Der Dämmstoff 
wird auf der Decke und/oder zwischen vorhandenen 
Deckenbalken eingebracht. Um eine Umströmung des 
Dämmstoffs mit kalter Luft zu verhindern, müssen 
Fugen zwischen Dämmstoff und übriger Konstruktion 
vermieden werden. Dämmplatten sollten deshalb 
mehrlagig mit versetzten Stößen verlegt werden und 
überall dicht am Boden anliegen. Für unebene Flä-
chen mit vielen Durchdringungen bietet sich das Auf-
schütten von Perlite oder Zelluloseflocken an. Die 
Begehbarkeit kann bei druckfestem Dämmstoff durch 
Bohlenstege oder Spanplatten erreicht werden. Bei 
Schüttungen können Spanplatten auf die vorhandenen 
Holzbalken bzw. auf eine Unterkonstruktion aufgelegt 
werden. 

Die Auf-Sparren-Dämmung kann bei bestehenden 
Gebäuden im Zuge einer Neueindeckung des Daches 
umgesetzt werden. Es gibt verschiedene typgeprüfte 
Systeme. Auch hier ist eine Dampfbremse zu empfeh-
len, die gleichzeitig die Luftdichtigkeit sicherstellt. 
Schwierig ist bei der Aufsparrendämmung insbeson-
dere der luftdichte Anschluss an die Außenwand. Hier 
müssen im Bereich der Sparrendurchdringung z. B. 
luftdichtende Manschetten eingesetzt werden.  

Die Unter-Sparren-Dämmung wird meist in Kombina-
tion mit der Dämmung des Sparren-Zwischenraums 
durchgeführt, manchmal auch als alleinige Dämm-
maßnahme (z.B. bei vorhandenen Ausmauerungen 
oder Ausfachungen). Eine Dampfbremse ist erforder-
lich, die gleichzeitig die Luftdichtigkeit herstellt. Bei 
dieser Dämmweise muss eine Verkleinerung des 
Dachraumes in Kauf genommen werden. 

 

 5
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Die EnEV fordert eine nachträgliche Dämmung von 
Dachräumen, die zugänglich, aber nicht begehbar sind 
(im Fall von Ein- und Zweifamilienhäuser erst 2 Jahre 
nach Erwerb). Der neue Wärmedurchgangskoeffizient 
der OG Decke muss mindestens 0,3 W/(m²K) betra-
gen (Bild 3)  
 

Kellerdecke 
Im Gebäudebestand stellt der unbeheizte Keller den 
Normalfall dar. Um die Wärmeverluste in den Keller zu 
reduzieren und die thermische Behaglichkeit der Erd-
geschoss-Räume zu verbessern, werden Dämmstoff-
platten von unten an die Kellerdecke geklebt und bei 
schlechtem Untergrund zusätzlich verdübelt. Um den 
Dämmstoff vor Beschädigung zu schützen, kann die-
ser z. B. mit Gipskarton oder Holzwolle-Leichtbau-
platten verkleidet werden – alternativ werden Ver-
bundplatten eingesetzt.  

Kellerdecken haben häufig unebene Unterseiten (Ge-
wölbe- und Kappendecken). Diese können unter Zuhil-
fenahme einer zusätzlichen Tragkonstruktion oder mit 
biegsamen Dämmplatten von unten gedämmt werden. 
Alternativ oder ergänzend zur Dämmung unter der 
Kellerdecke sowie in Gebäuden ohne Keller wird die 
Dämmschicht von oben auf dem Erdgeschossboden 
aufgebracht. Diese Ausführung bietet sich an, wenn im 
Zuge einer Renovierung der Fußbodenaufbau ohnehin 
erneuert wird. Folgearbeiten wie das Kürzen von Tü-
ren, das Anheben von Heizkörpern oder die Verlegung 
eines neuen Fußbodens sind allerdings zu bedenken.  
 

Die nach EnEV geltenden gesetzlichen Mindeststan-
dards (Bild 3) müssen in folgenden Fällen eingehalten 
werden: 
− Anbringen einer Verkleidung unter der Kellerdecke 
− Einbau von Dämmplatten unter oder über der De-

cke (d.h. auch bei Erneuerung der Trittschalldäm-
mung) 

− Erneuerung des Fußbodenaufbaus 
− Einbau von Feuchtigkeitssperren und Drainagen 

 

Fenster 
Im Gebäudebestand finden sich verschiedene Arten 
von Fenstern: Die früher weit verbreiteten Fenster mit 
nur einer Scheibe sind weitgehend von der Bildfläche 
verschwunden. Verbreitet sind dagegen Kastenfenster 
oder Verbundfenster mit zwei Scheiben im Holzrah-
men oder die ab den 70er Jahren eingebauten Isolier-
verglasungen in Rahmen unterschiedlicher Materia-
lien.  

Moderne Fenster mit Wärmeschutzverglasungen bie-
ten gegenüber diesen Fenstern des Bestands einen 
erhebliche Reduktion der Wärmeverluste (ca. 40 bis 
70%) und einen spürbaren Zugewinn an thermischer 
Behaglichkeit [ESI 1]. Dies wird erreicht durch eine 
(unsichtbare) die Wärmestrahlung reflektierende 
Schicht auf einer Scheibe und eine Edelgasfüllung im 
Scheibenzwischenraum.  

Auch Drei-Scheiben-Wärmeschutzverglasungen sind 
am Markt erhältlich. Deren Wärmeverluste werden 
gegenüber der Zwei-Scheiben-Wärmeschutzvergla-
sung noch einmal um mindestens 30 reduziert.  Der 
Wärmeschutz der Verglasung als solcher ist meist 
besser als der des gesamten Fensters, da der Rand-
verbund der Isolierglasscheibe und der Rahmen ther-
mische Schwachstellen darstellen. Für ein Fenster 
sollte daher nicht nur der U-Wert der Verglasung be-
kannt sein, sondern auch der des gesamten Fensters. 
Beispielsweise liegt für eine 2-Scheiben-
Wärmeschutzverglasung mit Verglasungs-U-Wert 1,1 
W/(m²K) der Fenster-U-Wert typischerweise bei 1,6 
bis 1,9 W/(m²K) – je nach Rahmenmaterial und Fens-
tergröße).  Drei-Scheiben-Wärmeschutzverglasungen 
werden auch in hochwärmegedämmten Rahmen an-
geboten (Passivhaus-Fenster). Die U-Werte liegen 
dann bei ca. 0,8 W/(m²K). 

Wird gleichzeitig mit der Fenstererneuerung eine Au-
ßenwanddämmung angebracht, ist es sinnvoll, die 
neuen Fenster entweder außenbündig mit der massi-
ven Außenwand oder besser noch in der Dämmebene 
anzuordnen. Wird der Fensterrahmen 2 bis 4 cm mit 
Dämmstoff überdeckt, ist ein fast wärmebrückenfreier 
Einbau gewährleistet. 
 
Die nach EnEV geltenden gesetzlichen Mindeststan-
dards (Bild 3) müssen in folgenden Fällen eingehalten 
werden: 
− Einbau neuer Fenster bzw. Türen 
− Einbau neuer Verglasungen in vorhandene Fens-

terrahmen 
 

Entwicklungsperspektiven  
Besonders im Gebäudebestand bestehen bisweilen 
Einschränkungen bezüglich der realisierbaren Dämm-
stärken (siehe Abschnitt 2.7). Daher finden verschie-
dene technologische Entwicklungen zur Verringerung 
der Wärmeleitfähigkeit statt. Bei herkömmlichem 
Dämmmaterial kann dies erreicht werden durch ein 
Gas mit geringerer Wärmeleitung, das in den Dämm-
stoff-Hohlräumen eingeschlossen ist (z.B. CO2), durch 
Verringerung der Wärmeleitung im Dämmstoff-
„Skelett-Material“ und durch Minderung der Wärme-
strahlung innerhalb der Hohlräume (z.B. durch Ver-
wendung von Graphit).  

Besonders geringe Wärmeleitfähigkeiten können 
durch Einsatz der Vakuum-Technik erreicht werden, 
die derzeit in verschiedenen Modellprojekten schon 
praktisch zur Anwendung kommt ([Kleinhempel 2000] 
[BINE 08/04] [IEA 2005]). Einschränkungen für die 
Anwendung ergeben sich aus der Tatsache, dass 
entsprechende Dämmplatten nicht auf der Baustelle 
zugeschnitten werden können und gegen mechani-
sche Beschädigung geschützt werden müssen. Die 
technologische Herausforderung besteht derzeit darin, 
für die Praxis geeignete Systeme zu entwickeln, dabei 
den Aufwand jedoch in (bezahlbaren) Grenzen zu 
halten (vgl. [Cremers 2006] [IWU 2007]).  
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2.2 Anlagentechnik 

Brennwertkessel 
Beim Niedertemperaturkessel wird im Gegensatz zu 
den früher üblichen Konstanttemperaturkesseln die 
Kesseltemperatur in Abhängigkeit von der Außentem-
peratur gesteuert und kann bis auf ca. 40°C abge-
senkt werden [ESI 12]. Hierdurch wird der Nutzungs-
grad gesteigert. Brennwertkessel sind eine Weiterent-
wicklung der Niedertemperaturkessel. Sie erzielen 
gegenüber diesen noch geringere Schadstoffemissio-
nen und eine um bis zu 11% bessere Brennstoffaus-
nutzung. Erreicht wird dies, indem die Abgase unter 
den Taupunkt abgekühlt werden, so dass der Wasser-
dampf kondensiert. Die dabei frei werdende Konden-
sationswärme kann zur Beheizung genutzt werden. 
Das entstehende saure Kondensat muss abgeführt 
werden. In Abhängigkeit vom Brennstoff und der Grö-
ße der Heizungsanlage ist das Kondensat vor Einlei-
tung in die Gebäudeentwässerung zu neutralisieren. 
Für die Abgasabführung sind spezielle feuchteu-
nempfindliche Abgasleitungen erforderlich.  

Dem Einbau von Gas- und Ölbrennwertgeräten in 
bestehende Gebäude steht nichts entgegen. Die in der 
Regel überdimensionierten Heizkörper erlauben nied-
rige Heizkreistemperaturen und sind damit für den 
Einsatz von Brennwerttechnik gut geeignet. Dieser 
Effekt verstärkt sich bei zusätzlicher Wärmedämmung 
des Gebäudes, und es können noch bessere Nut-
zungsgrade erzielt werden. 

 

Biomasse-Heizanlagen 
Biomasse-Feuerungen können in bestehende Heiz-
systeme integriert werden und diese sinnvoll ergän-
zen. Die EnEV bewertet den Energieträger Holz als 
regenerativ, so dass der Primärenergiebedarf von 
Häusern, die mit Holz beheizt werden, nur sehr gering 
ist. Dennoch ist auch für diese Häuser ein guter Wär-
meschutz sehr empfehlenswert, da die Preise für den 
Brennstoff Holz sich derzeit kaum von den Erdgas- 
oder Ölpreisen unterscheiden.  

Holz-Pellet-Heizungen sind insbesondere für Ein- und 
Zweifamilienhäuser geeignet. In Geschosswohnbau-
ten kommt auch eine Holzhackschnitzelfeuerung in 
Frage. 

 

Elektro-Wärmepumpen  
Vom Prinzip her funktionieren Wärmepumpen wie 
Kühlschränke. Hier wird die Wärme allerdings der 
Umwelt entzogen und im Gebäudeinneren als Heiz-
wärme freigesetzt. Um diesen thermodynamischen 
Kreisprozess aufrecht zu halten, benötigt man eine 
gewisse Energiemenge. Der Antrieb erfolgt entweder 
mechanisch über einen Elektromotor (Elektrowärme-
pumpe) bzw. Verbrennungsmotor (Gasmotorwärme-
pumpe) oder mittels Wärme auf hohem Temperaturni-
veau (Brenner bei Absorptionswärmepumpe, Vuilleu-

mier-Wärmepumpe o.ä.) (vgl. [BINE 04/98] [BINE 
01/00]).  

Die Effizienz, mit der die Wärmepumpe Wärme er-
zeugt, hängt außer von der Art des Prozesses vor 
allem von den Temperaturniveaus ab, auf denen 
Wärme aufgenommen und wieder abgegeben wird. 
Die Effizienz wird ausgedrückt durch die Leistungs-
zahl, die gleich dem Verhältnis von Wärmeabgabeleis-
tung zur Aufnahmeleistung der Wärmepumpe ist. Ent-
scheidend für den jährlichen Energieverbrauch ist die 
Jahresarbeitszahl, also das Verhältnis der jeweiligen 
Jahreswerte.  

Als Wärmequelle gut geeignet ist das Grundwasser 
oder das Erdreich, das ganzjährig ein Temperaturni-
veau zwischen etwa 5 und 10°C anbietet. Erschlossen 
werden kann diese Wärmequelle mittels eines Sole-
kreislaufs in einer (vertikalen) Erdsonde oder in einem 
(horizontalen) Erdreichkollektor. Aufgrund der aufwän-
digen Verlegung (Bohrung bzw. Erdarbeiten) sind 
diese Wärmetauscher jedoch relativ teuer (differen-
zierte Kosten z.B. in [Gertec 2001] [Gertec 2003]).  

Kostengünstiger sind Luft/Wasser-Wärmepumpen, die 
der Außenluft Wärme entziehen. Allerdings weisen 
diese Anlagen auch Nachteile auf: Die Leistungszahl 
sinkt mit fallender Außentemperatur stärker ab als bei 
anderen Wärmequellen. Bei besonders tiefen Tempe-
raturen muss die Anlage sogar abgeschaltet werden, 
um ein Vereisen zu verhindern (diese Grenztempera-
tur wird als „Einsatztemperatur“ bezeichnet). Aus die-
sem Grund benötigt man im Regelfall einen zusätzli-
chen Wärmeerzeuger („bivalentes System“). Aus Kos-
tengründen wird hierfür oft ein elektrischer Heizstab 
verwendet. Eine solche Anlage hat dadurch natürlich 
einen deutlich höheren Primärenergieaufwand.   

Elektrowärmepumpen können theoretisch Jahresar-
beitszahlen von 5 erreichen. In der Praxis liegen die 
Werte jedoch eher in einem Bereich zwischen 2,0 und 
3,5 – je nach Wärmequelle und Betriebsweise (vgl. 
[Gertec 2003] [Diefenbach et al. 2005]). Wird mit ei-
nem elektrischen Heizstab nachgeheizt, liegen die 
Systemeffizienzen noch niedriger.  

 

Kraft-Wärme-Kopplung 
In größeren Gebäuden kann die Installation eines 
Blockheizkraftwerks (BHKW) in Erwägung gezogen 
werden. Diese Geräte erzeugen Wärme und Strom 
gleichzeitig und nutzen so den Brennstoff primärener-
getisch optimal. Ökonomisch besonders interessant 
kann die Stromerzeugung sein, wenn der Betreiber 
des BHKWs auch als Stromlieferant für die im Gebäu-
de befindlichen Haushalte auftritt.  

 

Thermische Solaranlagen 
Die Nutzung regenerativer Energien stellt eine wichti-
ge Ergänzung zu Energiesparmaßnahmen am Ge-
bäude dar, jedoch niemals einen Ersatz. Erst wenn 
der Heizwärmebedarf eines Gebäudes entscheidend 
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gesenkt ist, können regenerative Energien einen nen-
nenswerten Deckungsbeitrag erzielen. Mit Hilfe ther-
mischer Solaranlagen (Sonnenkollektoren) lässt sich 
die Sonnenenergie zur Erwärmung von Wasser nut-
zen [ESI 14]. Üblicherweise decken thermische Solar-
anlagen etwa 40 bis 60% der für die Warmwasserbe-
reitung erforderlichen Energie. Auch eine Unterstüt-
zung der Raumheizung ist möglich. Um in der Heizpe-
riode noch nennenswerte Erträge erzielen zu können, 
müssen die Kollektorflächen in diesem Fall etwa 3 bis 
4-mal so groß dimensioniert werden. Die Anlagen 
bestehen aus:  
− dem Kollektor, in dem die einfallende Solarstrah-

lung in Wärme umgewandelt und auf eine Flüssig-
keit übertragen wird,  

− dem Solarkreis, über den die heiße Flüssigkeit mit 
Hilfe einer Pumpe vom Kollektor in den Warmwas-
serspeicher transportiert, dort über einen Wärme-
tauscher abgekühlt und wieder in den Kollektor zu-
rückgeführt wird,  

− dem Warmwasserspeicher, in dem das sonnener-
wärmte Wasser gespeichert wird, bis die Bewohner 
es benötigen,  

− der Nachheizung, die auch an trüben Tagen für 
ausreichend warmes Wasser im Speicher sorgt,  

− der Regelung, die das optimale Zusammenspiel 
der einzelnen Komponenten bewirkt.  

Als Kollektoren werden meistens Flachkollektoren 
oder Vakuum-Röhren-Kollektoren eingesetzt. Letztere 
sind teurer, weisen aber meist höhere Wirkungsgrade 
auf. Genauso wichtig wie effiziente Einzelkomponen-
ten ist die Abstimmung der Komponenten untereinan-
der. Beim Errichten einer Solaranlage ist deswegen 
auf eine qualifizierte Planung zu achten. 

 

Lüftungsanlagen  
Um eine ausreichend gute Luftqualität sicher zu stel-
len, muss kontinuierlich ein Teil der Raumluft gegen 
Außenluft ausgetauscht werden. Soll dieser Luftaus-
tausch nicht dem Zufall überlassen werden, so wird 
auf mechanische Lüftungsanlagen zurückgegriffen. 
Man unterscheidet zwischen Systemen, die mit oder 
ohne Wärmerückgewinnung betrieben werden, sowie 
zwischen reinen Abluftanlagen und Systemen mit Zu- 
und Abluftkanalnetz [ESI 9]. 

Bei der zentralen Abluftanlage wird mit Hilfe eines 
Ventilators die Luft über ein Rohrsystem aus den 
durch Gerüche und Wasserdampf am höchsten be-
lasteten Räumen (Küche, Bad, Toilette) abgesaugt 
und meist über das Dach ausgeblasen. Der dadurch 
im Gebäude entstehende leichte Unterdruck bewirkt, 
dass gefilterte Außenluft über Zuluftventile in der Au-
ßenwand von Schlaf- und Wohnräumen nachströmt. 
Die Wohnung wird so dauerhaft und kontrolliert durch-
strömt. Feuchtigkeit und Gerüche in den Ablufträumen 
werden direkt abgeführt und breiten sich nicht in die 
Wohnräume aus. Das System gewährleistet gute 
Raumluftqualität und steigert den Wohnkomfort.  

Weitere Energieeinsparungen können durch Lüftungs-
anlagen mit Wärmerückgewinnung erzielt werden. 
Weit verbreitet sind Systeme, bei denen die Wärme 
mittels Wärmetauscher von der Abluft auf die Zuluft 
übertragen wird. Die Zuluft tritt so bereits vorgewärmt 
in die Räume ein. Erforderlich ist hierfür neben dem 
Abluft- auch ein Zuluftkanalnetz. Der Nutzen der 
Wärmerückgewinnung ist umso größer, je mehr Wär-
me aus der Abluft auf die Zuluft übertragen wird. 
Wärmebereitstellungsgrade von über 80% werden 
bereits von mehreren Geräten erreicht. Für einen ef-
fektiven Betrieb einer Lüftungsanlage müssen mehre-
re Voraussetzungen vom Gebäude bzw. Lüftungssys-
tem erfüllt werden:  
− hohe Dichtigkeit der Gebäudehülle; Luftwechsel bei 

50 Pa Druckdifferenz zwischen innen und außen: 
max. n50 ≤ 1,5h-1  

− Luftverbund über maximal zwei Geschosse  
− geringer Stromverbrauch der Ventilatoren  
− regelmäßige Wartung, insbesondere der Filter  
− schallschutztechnische Entkopplung und ge-

räuscharme Ventilatoren.  
 

Entwicklungsperspektiven 5

• Kessel: Beim heutigen Standardsystem der Wär-
meversorgung, der Zentralheizung mit Öl- oder 
Gaskessel, sind die zukünftigen Optimierungspo-
tentiale begrenzt. Beim Gaskessel hat die Brenn-
werttechnik inzwischen große Marktanteile er-
obert. Beim Ölkessel, wo die Mehrkosten noch er-
heblich sind und der Effizienzgewinn aufgrund der 
niedrigeren Wasserdampfanteile im Abgas gerin-
ger ausfällt, steht diese Entwicklung noch aus. 
Insgesamt geht es hier aber um Effizienzfortschrit-
te im Bereich weniger Prozentpunkte, die in der 
Heizkesseltechnik noch erreichbar erscheinen.  

• Thermische Solaranlagen: Da die Wärmeerzeu-
gung in Solaranlagen (abgesehen vom Hilfsstrom) 
vollständig ohne CO2-Emissionen und Primär-
energieverbrauch erfolgt, ist davon auszugehen, 
dass diese Technologie trotz hoher Wärmeerzeu-
gungskosten in Zukunft eine immer wichtigere Rol-
le spielen wird. Es erscheint plausibel davon aus-
zugehen, dass ganz grob gesprochen ungefähr 20 
% der Wärmeversorgung auf diese Weise erfolgen 
könnte. Dies heißt aber gleichzeitig, dass das 
Problem der Wärmeversorgung nur zum Teil ge-
löst ist. Allein die Kombination von Heizkesseln 
und Solaranlagen wird die notwendige Effizienz-
verbesserung bei der Wärmeversorgung nicht leis-
ten können. Es wird daher notwendig sein, die 
Grund-Wärmeerzeugung mit anderen effizienten 
Technologien zu bestreiten und diese dann gege-
benenfalls noch mit der solaren Wärmeerzeugung 
zu ergänzen.  

• Biomasse-Heizungen: Für die zukünftige Rolle 
der Biomasse-Wärmeerzeugung sind vor diesem 
Hintergrund verschiedene Möglichkeiten denkbar: 
Ein sparsamer Umgang mit der Ressource würde 
dafür sprechen, die Biomasseverbrennung vor-
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Aggregate zum Ein-
satz in Einzelgebäuden statt. 

 

2.3 men mit geringen Investitions-
kosten 

e auch die Einzelraum-

ene Aus-
angszustand – eine entscheidende Rolle.  

 

icht statt. Dabei kann nur so gewährleistet 

− 
besondere bei der morgendli-

− 
ächlich erforderliche Maß reduziert 

− Strömungsgeräusche an 
den Ventilen auftreten, 

rangig in Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen zu vor-
zunehmen. Eine andere Perspektive könnte darin 
bestehen, im Zusammenspiel mit anderen effizien-
ten Wärmeerzeugungssystemen, insbesondere 
Wärmepumpen oder KWK-Anlagen, die Spitzen-
last-Wärmeerzeugung abzudecken: Die Biomasse 
ist hier grundsätzlich sehr gut geeignet, da sie ja 
sozusagen gespeicherte Sonnenenergie darstellt, 
die im Gegensatz zu vielen anderen regenerativen 
Energiequellen jederzeit, also gerade auch an den 
kältesten Tagen und Nächten des Jahres, abruf-
bar ist. 

Die in den letzten Jahren erfolgte Markteinführung 
von Holzpellet-Kessel kann als ein erster Erfolg 
und Einstieg in eine moderne Biomasse-Nutzung 
bei der Einzelhausheizung gewertet werden. Nach 
den vorangehenden Überlegungen sind verschie-
dene technologische Weiterentwicklungen wün-
schenswert, für die es durchaus auch schon Initia-
tiven in Forschung und Entwicklung gibt: Biomas-
segefeuerte Klein-BHKW zum Einsatz in Einzel-
gebäuden sind hier ebenso zu erwähnen wie die 
Entwicklung von Holzpellet-Kesseln kleiner Leis-
tung zum Einsatz in Passivhaus-Kompaktgeräten. 
Die besonderen Bedingungen eines Einsatzes von 
Biomasse-Geräten zur gezielten Spitzenlast-
Wärmeerzeugung sind noch gesondert zu unter-
suchen. Auf längere Sicht wird es notwendig wer-
den, neben knapper werdenden Holzpellets weite-
re Formen der Biomasse für die Wärmeerzeugung 
insbesondere im Geschosswohnungsbau nutzbar 
zu machen. 

• Elektro-Wärmepumpen: Langfristig gesehen 
besteht bei elektrischen Wärmepumpen ein we-
sentlicher Unterschied zu Systemen, die direkt mit 
fossilen Brennstoffen betrieben werden: Die Stro-
merzeugung stellt einen zusätzlichen Schritt in der 
Energieumwandlungskette dar und beinhaltet da-
mit eine zusätzliche Chance für Effizienzverbesse-
rungen: Der Primärenergieverbrauch der Gebäude 
kann nicht nur durch verbesserten Wärmeschutz, 
die Kombination mit einer Solaranlage und die Er-
höhung der Aufwandszahl des Wärmeerzeugers 
gesenkt werden. Vielmehr trägt auch eine Erhö-
hung der Effizienz der Stromerzeugung zur Ver-
ringerung des Primärenergieverbrauchs bei.  

Würde beispielsweise ein zukünftiger Primärener-
giefaktor der Stromerzeugung von 2,0 statt 2,7 
angesetzt, so ergäbe sich die Primärenergieauf-
wandszahl der Wärmeerzeugung bei Luftwärme-
pumpen zu 0,74 und bei Erdwärmepumpen zu 
0,58 [Diefenbach et al. 2005]. Gegenüber einem 
Brennwertkessel mit Primärenergieaufwandszahl 
1,1 betrüge die Primärenergieeinsparung ein Drit-
tel bzw. fast die Hälfte.  

• Kraft-Wärme-Kopplung (KWK): KWK-Anlagen 
waren bisher weitgehend an die Nah- bzw. Fern-
wärmeversorgung gekoppelt, da Kleinanlagen 
nicht zur Verfügung standen. Es gibt aber Ent-
wicklungen hin zu kleineren Aggregaten: Schon 
seit einigen Jahren gibt es einen Markt für Klein-

BHKW, die sich grundsätzlich auch für den Ein-
satz in Mehrfamilienhäusern eignen, aktuell finden 
intensive Aktivitäten zur Entwicklung von Brenn-
stoffzellen-BHKW statt, die sich auch in Einfamili-
enhäusern einsetzen ließen. Auch andere Kon-
zepte (Kleinstmotoren, auch zur Verwendung von 
Biomasse als Brennstoff) befinden sich im For-
schungs- bzw. Entwicklungsstadium. Entspre-
chendes gilt für die mit Erdgas betriebene Wär-
mepumpe (insbesondere Gasmotor-Wärme-
pumpe, aber auch andere Konzepte wie z.B. die 
Absorptionswärmepumpe), die genauso wie das 
BHKW Effizienzvorteile gegenüber dem Heizkes-
sel aufweist, sich bei der Nahwärmeversorgung 
aber in der Praxis offensichtlich bisher nicht 
durchsetzen konnte. Auch hier finden Entwicklun-
gen in Richtung auf kleinere 

Maßnah

Steuerung / Regelung des Anlagenbetriebs 

Die Betriebstemperatur der anlagentechnischen Kom-
ponenten sollte auf einem Niveau gehalten werden, 
das eine ausreichende Wärmeversorgung aller Woh-
nungen bzw. Räume erlaubt. Gleichzeitig sollten je-
doch die Wärmeverluste so gering wie möglich gehal-
ten werden. Der Anlagenbetrieb sollte daher kontinu-
ierlich überwacht werden. Dies kann durch regelmäßi-
ge Begehung, Nachregulierung und Dokumentation 
der Einstellungen (Betriebszeiten, Heizkurve) erfolgen 
– oder durch elektronische Systeme, die in verschie-
denen Komplexitätsstufen am Markt verfügbar sind. 
Teilweise umfassen die System
regelung in den Wohnungen.  

In verschiedenen Projekten konnte durch entspre-
chende Maßnahmen deutliche Einsparungen erzielt  
werden [IKZ 2006] [BINE 9/00]. In anderen Projekten 
waren für in Wohnungen eingebaute Einzelraumrege-
lungen keine Energieeinsparungen nachweisbar [BEI 
2007]. Offensichtlich spielen die jeweils vorliegenden 
Randbedingungen – bzw. der vorgefund
g

Hydraulische Optimierung 

Die Durchführung einer Rohrnetzberechnung und der 
hydraulische Abgleich nach Einbau findet in der Praxis 
vielfach n
werden, 

dass alle Heizkörper gleichmäßig mit Wärme ver-
sorgt werden (ins
chen Aufheizung) 
dass die elektrische Leistungsaufnahme der Pum-
pe auf das tats
werden kann, 
dass keine störenden 
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− dass die Rücklauftemperatur im Heizkreis mög-
lichst niedrig ist. 

Neben der hydraulischen Optimierung des Rohrnetzes 
ist auch die Auswahl einer Pumpe mit angemessener 
Kennlinie wichtig. Hinweise zum Abgleich von beste-
henden Netzen, für die eine nachträgliche Berechnung 
nicht möglich ist, finden sich z.B. in [IP 2000] 
[Wolff/Jagnow 2005]. Durch eine Drehzahlregelung 
kann darüber hinaus die Senkung des Strom-
verbrauchs im Teillastbetrieb erreicht werden. 

  

Einstellung der Umwälzpumpe 

Manuell in ihrer Leistung einstellbare Umwälzpumpen 
werden bei Einbau oder Wartung vom Heizungsbauer 
häufig „zur Sicherheit“ auf Maximalstufe gestellt – 
auch wenn eine niedrigere Stufe eigentlich ausreichen 
würde. Bei der Abnahme der Heizungsanlage sollte 
daher außer der hydraulischen Einregulierung auch 
die Pumpeneinstellung überprüft werden. Die richtige 
Pumpeneinstellung sollte – genau wie die Einstellung 
der Regelung – auf einem in der Nähe der Anlage 
aufgehängten Blatt dokumentiert werden. So kann die 
Einstellung auch nach jeder Wartung überprüft wer-
den.  Weitere praktische Hinweise zur hydraulischen 
Optimierung von Rohrnetzen und zur Auslegung von 
Heizungsumwälzpumpen finden sich in [IP 2000]. 

 

2.4 Kosten und Wirtschaftlichkeit  
In Bild 4 werden für verschiedene Energiespar-
Maßnahmen beispielhaft Aussagen zu Kosten und 
Wirtschaftlichkeit gemacht.6 Die Kosten wurden einer 
Zusammenstellung verschiedener Quellen in [Knissel 
et al. 2007] entnommen. In den meisten Fällen wird 
davon ausgegangen, dass eine Instandsetzung oder 
Sanierung der entsprechenden Komponente ansteht, 
so dass hier nur die Mehrkosten für die Energiespar-
maßnahmen anzusetzen sind. Ausnahmen stellen die 
Dämmung der obersten Geschossdecke und der Kel-
lerdecke dar (da hier im Allgemeinen nicht mit Sanie-
rungen zu rechnen ist) sowie die thermische Solaran-
lage und die Lüftungsanlage (die zusätzliche Techni-
ken darstellen).  

Zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit werden jeweils 
die Kosten der eingesparten kWh dargestellt. Diese 
Größe wird bestimmt, indem die durch die Maßnahme 
entstehenden jährlichen Kapitalkosten (Annuitäten) 
durch die jährlich eingesparten kWh Energie dividiert 
werden. Das Ergebnis ist ein Wert in Cent pro einge-
sparter kWh, der direkt mit dem heutigen oder für die 
Zukunft als wahrscheinlich angenommenen Energie-
preis verglichen werden kann. Liegen die Kosten einer 
durch Maßnahmen eingesparten kWh niedriger als der 
für die nächsten Jahre bzw. Jahrzehnte angenomme-
ne mittlere Energiepreis, dann ist die Maßnahme als 
wirtschaftlich anzusehen. 

Im Regelfall werden diese Angaben jeweils auf die 
eingesparte Endenergie bezogen und dem Preis für 
den jeweiligen Energieträger gegenübergestellt. Wer-
den jedoch zwei Energieträger mit unterschiedlichem 
Preisniveau betrachtet, werden die Kosten der einge-
sparten Primärenergie angegeben. Dies gilt für die 
Elektro-Wärmepumpe und den Pellet-Kessel, die hier 
als Alternative zu einem Gas-Niedertemperaturkessel  
betrachtet werden. Kosten der eingesparten Primär-
energie liefern jedoch im Gegensatz zu den Brenn-
stoff-bezogenen Werten nur Aussagen über die be-
triebswirtschaftliche Rentabilität, wenn die Primär-
energiefaktoren der eingesetzten Energieträger sich 
etwa proportional zu den Preisen verhalten. Beim 
Vergleich zwischen Brennstoff und Strom ist dies der 
Fall, bei den Holzpellets nicht. 

Da für die ökonomische Bewertung von BHKWs kom-
plexere Betrachtungen erforderlich sind, die insbeson-
dere die erzielbaren Erlöse aus dem Verkauf des er-
zeugten Stroms einbeziehen, wurden hier nur die In-
vestitionskosten und die Primärenergieeinsparung 
dargestellt.  

 

Bezüglich der Kosten für die eingesparten kWh ergibt 
sich folgendes Bild (Bild 4): 

Mit Kosten von 3 bis 5 Cent pro eingesparter kWh 
Brennstoff liegen die Dämm-Maßnahmen tendenziell 
unter dem heutigen Energiepreis. Diese Maßnahmen 
sind also ökonomisch sehr sinnvoll, wenn sie an In-
standsetzungen oder Sanierungen gekoppelt werden 
und der Investor Nutznießer der Energiekosteneinspa-
rung ist.  

Der Einbau von Passivhaus-Fenstern mit 3-Scheiben-
Wärmeschutzverglasung ist mit über 20 Ct/kWh öko-
nomisch deutlich ungünstiger. Wie bei den anderen 
Wärmeschutz-Maßnahmen muss natürlich aber auch 
die Steigerung des thermischen Komforts mitbeachtet 
werden  

Bei den hier dargestellten anlagentechnischen Maß-
nahmen weist der Holzpellet-Kessel die geringsten 
Kosten pro eingesparter kWh auf. Daraus lässt sich 
jedoch keine Aussage bezüglich der betriebswirt-
schaftlichen Rentabilität ableiten (siehe Anmerkung 
oben zu den Kosten der eingesparten Primärenergie).  

Betriebswirtschaftlich sehr günstig schneidet der 
Brennwertkessel ab (knapp 2,7 Cent/kWh). Allerdings 
bringt er auch die geringste Primärenergieeinsparung.  

Mit 35 Cent pro eingesparter kWh Brennstoff ist die 
Lüftungsanlage aus ökonomischer Sicht kritisch zu 
beurteilen. Die Situation ist allerdings für solche Fälle 
günstiger, in denen zur Verbesserung der Luftqualität 
ohnehin eine Abluftanlage eingebaut werden soll. In 
diesem Fall dürfen nur die Mehrkosten für betrachtet 
werden. 
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Bild 4: Beispiele für Kosten und Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen (Kosten aus [Knissel et al. 2007])  

Bereich Maßnahmen

Maß-
nahmen-
kosten 
gesamt 
(brutto)

Kosten der 
einge-
sparten 
Energie

spezi-
fisch*

Moderni-
sierungs-
anteil

spezi-
fisch*

bezogen auf 
Wohn-
fläche**

bezogen auf 
Wohn-
fläche**

€/kWh

Außenwand
Wärmedämm-
verbundsystem

16 cm 
Dämm-
stärke

Foto 114 €/m² 50% 57 €/m² 34 €/m²
41 
kWh/(m²a)

Brenn-
stoff

5,3 
Cent/kWh

Dach

Zwischen- + 
Aufsparren-
dämmung bei 
Neueindeckung des 
Daches

24 cm 
Dämm-
stärke

Foto 136 €/m² 25% 34 €/m² 11 €/m²
23 
kWh/(m²a)

Brenn-
stoff

3,0 
Cent/kWh

oberste 
Geschoss-
decke

Dämmauflage, 
begehbar

24 cm 
Dämm-
stärke

Foto 50 €/m² 100% 50 €/m² 14 €/m²
31 
kWh/(m²a)

Brenn-
stoff

2,8 
Cent/kWh

Kellerdecke
Dämmung unter 
der Decke

8 cm 
Dämm-
stärke

Foto 32 €/m² 100% 32 €/m² 9 €/m²
11 
kWh/(m²a)

Brenn-
stoff

5,3 
Cent/kWh

Fenster Foto 571 €/m² 27% 155 €/m² 31 €/m² 9 kWh/(m²a)
Brenn-
stoff

21,4 
Cent/kWh

Lüftung Foto 5950 €/WE 100% 5950 €/WE 74 €/m²
16 
kWh/(m²a)

Brenn-
stoff

35,0 
Cent/kWh

Warm-
wasser-
bereitung

Foto 2380 €/WE 100% 2380 €/WE 30 €/m²
11 
kWh/(m²a)

Brenn-
stoff

19,3 
Cent/kWh

Foto 702 €/WE 31% 216 €/WE 3 €/m² 8 kWh/(m²a)
Brenn-
stoff

2,7 
Cent/kWh

Foto 5548 €/WE 91% 5062 €/WE 63 €/m²
32 
kWh/(m²a)

Primär-
energie

14,4 
Cent/kWh

Foto 1687 €/WE 71% 1201 €/WE 15 €/m²
177 
kWh/(m²a)

Primär-
energie

0,6 
Cent/kWh

Foto 1593 €/WE 70% 1108 €/WE 14 €/m²
90 
kWh/(m²a)

Primär-
energie

-

Beispielhafte Kosten und Energieeinsparung für ein Mehrfamilienhauses mit 1000 m² Wohnfläche 

*)     bei Wärmeschutz bezogen auf Bauteilfläche (BTF) / bei der Anlagentechnik bezogen auf Anzahl Wohneinheiten (WE)
**)   für den Fall einer anstehenden Fenstererneuerung (Referenz: Einbau von Fenstern mit 2-Scheiben-Wärmeschutz-Verglasung)
***) für den Fall einer anstehenden Erneuerung des Wärmeerzeugers (Referenz: Einbau eines Niedertemperatur-Kessel)

Brennwertkessel***

Elektro-Wärmepumpe 
(Erdreich)***

Holzpellet-Kessel***

BHKW***

Randbedingungen für die Ermittlung der Kosten der eingesparten kWh: reale Kosten, Nutzungsdauer: Wärmeschutz 25 Jahre / Anlagentechnik 20 Jahre; Kapitalzins: 4% 
(real)

Die jeweils angegebene Energieeinsparung gilt für Einzelmaßnahmen, bei Maßnahmenkombination ist die erzielte Einsparung geringer als die Summe der Einsparungen der 
Einzelmaßnahmen.

Energie-
einsparung

Wärme-
erzeugung

energiebedingte Mehrkosten 
(brutto)

3-Scheiben-Wärmeschutz-
verglasung im Passivhaus-
Rahmen**

Lüftungsanlage mit 
Wärmerückgewinnung

thermische Solaranlage

(BTF)

(BTF)

(BTF)

(BTF)

(BTF)
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2.5 Öffentliche Förderung 
Die Förderung durch die öffentliche Hand stellt einen 
wichtigen Bestandteil der Klimaschutzpolitik dar. Im 
Folgenden wird ein Überblick über den derzeitigen 
Stand der Förderprogramme des Bundes gegeben,  
sowohl bezogen auf Investivmaßnahmen als auch auf 
Beratung (siehe www.energiefoerderung.info).  

 KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogramm / Zu-
schuss: Gefördert wird die Sanierung von Ein- 
und Zweifamilienhäusern oder Eigentumswoh-
nungen (Wärmedämmung, neue Fenster, Hei-
zung) auf Neubau-Niveau nach der Energieein-
sparverordnung (EnEV) bzw. 30% besser (EnEV 
minus 30%) oder im Rahmen von Maßnahmenpa-
keten. 

 KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogramm / Kre-
dit: Finanziert wird die Sanierung von Altbauten 
(Wärmedämmung, neue Fenster, Heizung) auf 
Neubau-Niveau nach der Energieeinsparverord-
nung (EnEV) bzw. 30% besser (EnEV minus 30%) 
oder im Rahmen von Maßnahmenpaketen.  

 KfW-Programm Wohnraum Modernisieren: 
Gefördert werden einzelne Modernisierungs- und 
Instandsetzungsarbeiten an Wohngebäuden 
(Standard- und Öko-Plus-Maßnahme). Hierzu ge-
hört der Wärmeschutz der Gebäudehülle, die Er-
neuerung der Heizungstechnik auf Basis erneuer-
barer Energien, der Einsatz von Kraft-Wärme-
Kopplung sowie Nah-/Fernwärme.  
Im KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogramm und 
im Programm „Wohnraum Modernisieren“ wurden 
2006 mehr als 150.000 Kredite über rund 7,3 Mrd. 
EUR für die Sanierung bestehender Wohnungen 
herausgelegt. [KfW 2007] Davon entfielen etwa 
3,4 Mrd Euro auf das CO2-Gebäudesanierungs-
programm. 

 KfW-Programm Ökologisch Bauen: Gefördert 
wird die Errichtung, Herstellung oder der Erster-
werb von KfW-Energiesparhäusern 40 und 60 
(Primärenergiebedarf nach EnEV 40 bzw. 60 
kWh/(m²a) und von Passivhäusern sowie der Ein-
bau von Heizungstechnik auf Basis erneuerbarer 
Energien, Kraft-Wärme-Kopplung, Nah-/Fernwär-
me bei Neubauten. Das Kreditvolumen betrug im 
Jahr 2006 2,2 Mrd Euro. [KfW 2007] 

 Marktanreizprogramm: Gefördert werden Solar-
kollektoranlagen bis max. 40 m² Bruttokollektorflä-
che zur Warmwassererzeugung, zur Raumhei-
zung und zur kombinierten Warmwasserbereitung 
und Raumheizung sowie automatisch beschickte 
kleine Biomassekessel (Holzpellets, Hackschnit-
zel, Scheitholz). Antragstelle ist das Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA). 
Das Zuschussvolumen lag 2006 bei etwa 149 Mio 
Euro [Erhorn et al. 2007]. 

 Dämmstoffe aus nachwachsenden Rohstoffen: 
Gefördert wird der Kauf von Dämmstoffen für die 
Wärme- und Schalldämmung auf der Basis nach-
wachsender Rohstoffe, die in der "Förderliste-
Dämmstoffe" aufgelistet sind. Antragstelle ist das 

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA). 

 Vor-Ort-Beratung: Gefördert wird eine umfas-
sende Beratung, bezugnehmend auf den bauli-
chen Wärmeschutz sowie der Wärmeerzeugung 
und -verteilung unter Einschluss der Warmwas-
serbereitung und der Nutzung erneuerbarer Ener-
gien. Antragstelle ist das Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA). 
Das Zuschussvolumen lag 2005 bei etwa 2,8 Mio 
Euro [Erhorn et al. 2007].  

Informationen und Anträge für die genannten Pro-
gramme finden sich unter www.kfw-foerderbank.de 
bzw. www.bafa.de. Neben diesen Förderprogrammen 
des Bundes auf Programme bestehen Programme auf 
Ebene der Bundesländer, Regionen und Kommunen.  

Neu ist beispielsweise das Programm „Energieeffi-
zienz im Mietwohnungsbau“ des Landes Hessen. 
Das Programm setzt auf den KfW-Förderprogrammen 
auf und gewährt für Neubauten mit Standard „Passiv-
haus“ oder „KfW-Energiesparhaus 40“  sowie für Mo-
dernisierungen auf EnEV-Neubau-Niveau eine zusätz-
liche Zinsverbilligung von 1%. Antragstelle ist die LTH 
– Bank für Infrastruktur (www.lth.de) 

Nähere Infos zu Förderprogrammen finden sich z.B. 
unter: www.energiefoerderung.info und www.foerder-
data.de . 

 

2.6 In der Praxis durch energetische Moder-
nisierung erreichte Verbrauchsminde-
rung  

Für die in den vorangegangenen Abschnitte darge-
stellten Maßnahmen wurde jeweils die rechnerisch 
erzielbare Energieeinsparung dargestellt. In der Praxis 
sind die mit Einzelmaßnahmen erreichten Energieein-
sparungen mit einer großen Unsicherheit belegt, da 
meist eine Kombination mit anderen Maßnahmen oder 
Änderungen vorliegt. Entscheidend für den Erfolg der 
energetischen Modernisierung im Einzelfall, aber auch 
für die Gebäudegesamtheit (berechnetes Energie-
sparpotenzial in Abschnitt 3.4) ist jedoch, dass die im 
Fall einer Modernisierung insgesamt für das Maßnah-
menpaket erwartete Energieeinsparung im Mittel tat-
sächlich erreicht wird. Dies konnte in den letzten Jah-
ren an einer Vielzahl von Projekten belegt werden.  

Von verschiedenen Wohnungsunternehmen in 
Deutschland umgesetzte Beispiele zeigt Bild 5. Neben 
den  Grunddaten der Gebäude ist jeweils angegeben, 
welche Wärmeschutzmaßnahmen umgesetzt wurden 
und welches Versorgungssystem vorliegt. Weiterhin 
sind die nach der Modernisierung gemessenen Ener-
giekennwerte und der verwendete Energieträger an-
gegeben. 7  

 

 

http://www.energiefoerderung.info/
http://www.kfw-foerderbank.de/
http://www.bafa.de/
http://www.lth.de/
http://www.energiefoerderung.info/
http://www.foerderdata.de/
http://www.foerderdata.de/
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Bild 5: Beispiele für energetisch modernisierte Mehrfamilienhäuser / gemessene Verbrauchswerte 

Nr. Standort Maßnahmen

Dach
oberste 
Geschoss-
decke

Außen-
wand

Fuß-
boden / 
Keller-
decke

Fenster
Anlagen-
technik

Energie-
träger

Mess-
zeit-
raum

Mess-
wert*

1
Villingen-
Schwenningen

1957 3 1.110 m² 18 - 16 cm PS
14 cm 
WDVS PS

12 cm PS 2-WSV

Zentral-
heizung mit 
Gas-
Brennwert-
kessel

Erdgas
1997-
1998 91

2
Wiesbaden-
Klarental

1960 9 1.728 m² 24 14 cm MF -

neue 
Vorhang-
Fassade 8 
bis 12 cm 
MF

6 cm MF 2-WSV

Fern-
wärme-
Übergabe-
station 
moderni-
siert

Fern-
wärme 80

3
Wiesbaden 
Kirchbergviertel

1890 4 646 m² 10 10 cm PS 20 cm MF

12 cm 
WDVS PS 
035 / 6 cm 
Innen-
dämmung 
PS 035

4 cm PS 035
2-WSV im 
Holzrahmen

Zentral-
heizung mit 
Gas-
Brennwert-
kessel

Erdgas
2002-
2004 124

4
Ludwigshafen 
Brunckviertel

1951 3 699 m² 9

14 cm PS 
zwischen + 
6 cm auf 
den Sparren

-
20 cm 
WDVS 
Neopor

20 cm PS
3-WSV im 
Kunstsoff-
rahmen

Nahwärme + 
Gas-
Brennstoff-
zelle

Erdgas
2001-
2004 22

5
Berlin 
Emrichstraße

1960 4 2.029 m² 48 - 20 cm MF
14 cm 
WDVS PS

10 cm MF 2-WSV

Fern-
wärme-
Übergabe-
station 
moderni-
siert

Fern-
wärme

2001-
2004 95

6
Berlin 
Albert-Schweitzer-
Viertel

1968 5 5.256 m² 60 - 20 cm MF

12 cm 
WDVS PS 
Giebelseiten 
20 cm PS

14cm MF
2-WSV, 
Nordseiten 3-
WSV

Fern-
wärme-
Übergabe-
station / 
Lüftung mit 
WRG

Fern-
wärme

2002-
2005 74

7
Karlsruhe 
Bonhoefer/ 
Gördeler Str.

1970 max. 12
25.002 

m²
375

Flachdach 
10cm PS

-
Vorhang-
fassade
16 cm

10 cm MF 2-WSV
Gas NT-
Kessel
+ 2 BHKW

Erdgas
2003-
2005 105

8
Erlangen
Anger-Viertel

1954 3 bis 4
42.000 

m²
  1.020,00 - 10 cm PS

8 cm WDVS 
PS

4 cm PS 035 2-WSV
Gas BW-
Kessel Erdgas

2002-
2004 123

9
Augsburg
Jean-Paul-Platz

1930 3 894 m² 6 -
25 cm 
Neopor

20 cm 
WDVS 
Neopor

14 cm 
PS/MF

3-WSV im 
Kunstsoff-
rahmen

Lüftung mit 
WRG
Gas BW-
Kessel

Erdgas
2003-
2005 27

10
Nürnberg
Bernadottestraße

1964

3
nach 

Sanierun
g 4

1.578
+ 498 m²

18
+6

40 cm 
Neopor

22 cm 
Neopor

20 cm 
WDVS 
Neopor

12 bis 24 cm
3-WSV im 
Kunstsoff-
rahmen

Lüftung mit 
WRG
Fernwärme

Fern-
wärme

2006-
2007 22

11
Nürnberg
Ingolstädter 
Straße

1952 3 980 m² 12 -
25 cm 
WLG 035

20 cm 
WDVS 
WLG 035

20 cm
WLG 035

3-WSV im 
Kunstsoff-
rahmen

Lüftung mit 
WRG
Fernwärme+
Solarthermie

Fern-
wärme

2005-
2006 39

*)   Gemessener Verbrauch    H+W: für Heizung und Warmwasser   /   H: nur für Heizung

Baujahr

gemessener Verbrauch 
nach ModernisierungAnzahl 

Vollge-
schosse

Wohn-
fläche

Anzahl 
Wohn-
ein-
heiten

H+W:

kWh/(m²a)

H:

kWh/(m²a)

H+W:

kWh/(m²a)

H+W:

kWh/(m²a)

H+W:

kWh/(m²a)

H+W:

kWh/(m²a)

H+W:

kWh/(m²a)

H+W:

kWh/(m²a)

H+W:

kWh/(m²a)

H:

kWh/(m²a)

H:

kWh/(m²a)

  13
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Bei der Mehrzahl der Beispielgebäude liegt der End-
energieverbrauch (Erdgas, Fernwärme) für Heizung 
und Warmwasser in einem Bereich zwischen 70 und 
100 kWh pro m² Wohnfläche.8 Bei besonders an-
spruchsvollen Maßnahmen werden auch deutlich nied-
rigere Werte gemessen (Ludwigshafen Brunckviertel). 
Im Fall des abgebildeten Gründerzeithauses (Wiesba-
den Kirchbergviertel) konnten aus Denkmalschutz-
Gründen nur begrenzte Dämmstärken umgesetzt wer-
den, weshalb der gemessene Verbrauch bei 124 
kWh/(m²a) liegt. Auch bei ähnlichen Dämmstärken 
sind natürlich Differenzen in den Verbrauchskennwer-
ten festzustellen, die bedingt sein können durch Un-
terschiede in der Kubatur, in der Anlagentechnik (ein-
schließlich Regelung), in der Nutzung und im Stand-
ort-abhängigen Klima. 

Der Energieverbrauch der energetisch hochwertig 
modernisierten Gebäuden kann mit dem Durch-
schnittsverbrauch von Wohngebäuden verglichen 
werden: Nach [techem 2007a] liegt der mittlere 
Verbrauchskennwert Mehrfamilienhäusern bei etwa 
173 kWh/(m²a) Erdgas für Heizung und Warmwasser 
(Bild 6). In diesem Mittelwert sind natürlich alle Ge-
bäude enthalten, also modernisierte und nicht-
modernisierte Altbauten sowie Neubauten. Die Bei-
spiele zeigen, dass durch die energetische Moderni-
sierung in der Praxis eine Halbierung des Verbrauchs 
gegenüber dem Durchschnitt erzielt werden kann.  

 

 

Bild 6:  Durchschnittswerte für den Energie-
verbrauch von Wohngebäuden in 
Deutschland / differenziert nach Ge-
bäudegröße [techem 2007a] 
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2.7 Restriktionen  

Restriktionen für den baulichen Wärmeschutz 

Technische Restriktionen 

Bei der Planung und Umsetzung von Neubauten ist es 
möglich, einen rundum wirksamen, lückenlosen Wär-
meschutz zu realisieren. In Bestandsgebäuden liegen 
teilweise Bedingungen vor, die keine aus wärmetech-
nischer Sicht optimale Lösung zulassen. Dies sind 
z.B.:  

 Anschluss Dach/Außenwand: Unzureichende 
Dachüberstände können die Stärke der Wärme-
dämmung im Außenwandbereich begrenzen. Ein 
nachträgliches Vergrößern der Dachüberstände ist 
zwar möglich, aber auch aufwändig. Daher sollte 
bei jeder Neueindeckung darauf geachtet werden, 
dass die entsprechenden Bedingungen für eine 
später anstehende Außenwand-Dämmung ge-
schaffen werden.  

 durchgehend betonierte Balkone, Loggien: 
Eine unterbrechungsfreie Außenwand-Dämmung 
ist nur möglich, wenn die Balkone entfernt werden 
und thermisch getrennt neu davor gestellt werden. 
Im Fall von Loggien können diese in die thermi-
sche Hülle einbezogen werden (Dämmung der 
Brüstung + Verglasung). Wo dies gestalterisch 
oder konstruktiv problematisch ist,  muss man mit 
den erhöhten Wärmeverlusten leben.  

 Treppenhaus / Kellerabgang: Der Wärmeschutz 
kann im Bereich von vorhandenen Kellerabgän-
gen im Treppenhaus nicht durchgehend bzw. mit 
verminderter Stärke verlegt werden. Die hier auch 
anzutreffenden Undichtigkeiten (Kamin-Effekt) 
können durch Einbau einer dichten Kellertür be-
hoben werden.  

 Kellerdecke: Die bestehende Höhe der Keller-
räume begrenzt häufig die mögliche Dämmstärke. 
Abhilfe kann eine Dämmung von oben leisten, so-
fern dies umsetzbar ist - evtl. auch in Kombination 
mit der unterseitigen Dämmung. Unter der Keller-
decke installierte Leitungen (Strom, Wasser, Hei-
zung) bedeuten einen erheblichen Mehraufwand 
bei der Dämmplatten-Verlegung. Wenn ohnehin 
Leitungen erneuert werden, sollte daher eine Ver-
legung an anderer Stelle in Betracht gezogen 
werden (z.B. an den Kellerwänden; Heizleitungen 
und Warmwasserleitungen am  besten innerhalb 
der thermischen Hülle, z.B. auf dem EG-
Fußboden oder unter der Decke im EG) 

 Kellerdeckenauflager: Im Gebäudebestand kön-
nen Wärmebrücken im Zuge einer energetischen 
Modernisierung durch sorgfältige Planung vermie-
den werden. Einzig im Bereich der Kellerdecken-
auflager sind die bekannten Lösungen aus dem 
Neubau nicht realisierbar. Eine Dämmung der 
Wände unterhalb der Decke kann jedoch die zu-
sätzlichen Wärmeverluste reduzieren.   



Querschnittsbericht „Energieeffizienz im Wohngebäudebestand“   

 15

 Durchfahrten: Enge Durchfahrten begrenzen die 
Dämmstärken oder lassen eine Außendämmung 
gar nicht zu. Abhilfe kann eventuell eine Innen-
dämmung schaffen. 

 

Abstandsflächen 

Eine Unterschreitung des Mindestabstands durch 
Maßnahmen zur Wärmedämmung ist in der Regel 
nach Landesbauordnungen zulässig (z.B. nach LBO 
Hessen §6 (6): „... nachträglich angebrachte Außen-
wandverkleidungen, die dem Wärmeschutz und der 
Energieeinsparung dienen, können in dem hierfür 
nötigen Umfang in die Abstandsflächen hineinragen.“  

 

Grundstücksgrenzen 

Steht ein Gebäude auf einer Grundstücksgrenze, so 
ist eine Außenwanddämmung nur möglich, wenn der 
Nachbar seine Zustimmung gibt. Um die Dämmung 
von Gebäuden im Bestand zu erleichtern, gibt es der-
zeit Initiativen zur Änderung des Nachbarschafts-
rechts, das durch die einzelnen Bundesländer geregelt 
ist: Generell soll zugelassen werden, dass ein Gebäu-
deeigentümer in den Luftraum seines Grundstücks 
eingreifende untergeordnete Bauteile zulassen muss, 
sofern Benutzung des Grundstücks nicht oder nur 
unwesentlich beeinträchtigt wird. Damit wird eine Dul-
dung von Dämmmaßnahmen bei Grenzbebauungen 
ermöglicht. Dabei sind Ausgleichsregelungen auf der 
Basis der Bodenrichtwerte vorgesehen. 

 

Denkmalschutz 9

Denkmalgeschützte Gebäude unterscheiden sich von 
gewöhnlichen Gebäuden durch das öffentliche Inte-
resse an ihrer Erhaltung aus wissenschaftlichen, 
künstlerischen, technischen oder geschichtlichen 
Gründen. Deshalb sollen Denkmale weitestgehend 
authentisch belassen werden. Bei Erhaltungs- bzw. 
Modernisierungsmaßnahmen werden hohe Ansprüche 
an die Bauschaffenden gestellt, da besonders sub-
stanzschonende, oft alte handwerkliche Bautechniken 
zum Einsatz kommen, die einen baulichen Mehrauf-
wand nach sich ziehen.  

Der Denkmaleigentümer besitzt einerseits ein außer-
gewöhnliches Bauwerk, muss allerdings oftmals bau-
konstruktive und architektonische Mängel hinnehmen. 
Dies führt dazu, dass Denkmale für den Besitzer auch 
während des Betriebs zur Belastung werden können 
(betriebliche Mehraufwendungen z. B. Heizkosten).  

Wärmeschutz lässt sich also bei dieser Gebäudegrup-
pe nicht in dem Umfang realisieren wie bei anderen 
Gebäuden, in Einzelfällen sind Wärmeschutzmaß-
nahmen gar nicht möglich. Die von diesen Einschrän-
kungen besonders betroffenen Bereiche sind die Fas-
saden einschließlich der Fenster. Bei Dächern können 
zwar meist die Sparrenzwischenräume gedämmt wer-
den – eine Aufsparrendämmung ist jedoch teilweise 

wegen der Anforderungen an die Erhaltung der Trauf- 
und Ortganggestaltung nicht möglich.   

 

Die Angaben über die Anzahl der Denkmale gestaltet 
sich je nach Bundesland unterschiedlich. Die Inventa-
risation unterscheidet zwischen Einzeldenkmalen und 
Ensembles (Denkmalgruppen), Gartendenkmale und 
Bodendenkmale. Hinter den Denkmalgruppen können 
sich eine Vielzahl von baulichen Anlagen verbergen. 
Die genaue Anzahl der baulichen Anlagen ist bei vie-
len Denkmalämtern nicht genau bekannt, in diesen 
Fällen liegen also lediglich Schätzungen vor. 

In Deutschland gibt es ca. 800.000 denkmalgeschütz-
te Objekte. Will man den Anteil der Denkmale am 
Gesamtbestand baulicher Anlagen erfassen, stößt 
man auf die Grenzen der statistischen Erhebungen. 
Das Statistische Bundesamt und die Statistischen 
Landesämter erfassen nur die Anzahl der Wohnge-
bäude und Nichtwohngebäude.  

Nur für die Wohngebäude liegt eine Gesamterhebung 
vor. Nichtwohngebäude werden von den statistischen 
Ämtern zwar erfasst, jedoch nur die Neubauten pro 
Jahr gezählt. Die Gesamtanzahl ist unbekannt. Eine 
Schätzung des Gesamtbestands baulicher Anlagen 
gibt eine Zahl von 19.500.000 an [Donath 2000]. Dar-
aus ergibt sich mit dem Wert für die Gesamtanzahl der 
denkmalgeschützten baulichen Anlagen für den Anteil 
der Denkmale am Bestand baulicher Anlagen ein Wert 
von zirka 4 %. 

 

Restriktionen für die Umsetzung energieeffi-
zienter Anlagentechnik 

Biomasse 

Der Einsatz von Holzpellets oder Holzhackschnitzel ist 
nur möglich, sofern gut zugängliche, ausreichend gro-
ße und trockene Lagerräume vorhanden sind.  

Beschränkungen bestehen aber auch bezüglich des 
Ausbau-Potenzials in Deutschland. Biomasse aus 
nachhaltigem Anbau kann grundsätzlich als regenera-
tive Energiequelle betrachtet werden, da ebenso viel 
Substanz nachwächst, wie zur Energiegewinnung 
verfeuert wird. Gleichzeitig ist aber zu beachten, dass 
auch die Biomasseverbrennung die Luftschadstoffe 
(z.B. Stickoxide) verursacht und – aus Sicht von Ener-
gieeffizienz und Klimaschutz ganz entscheidend – nur 
ein begrenztes Potenzial an Biomasse zur Verfügung 
steht, um das verschiedene Anwendungen konkurrie-
ren: Biogene Reststoffe sind ohnehin begrenzt, eine 
Nutzung von zusätzlichen Anbauflächen zur Biomas-
segewinnung ist möglich, aber natürlich nicht zuletzt 
durch die Notwendigkeit der Nahrungsmittelproduktion 
und das Ziel eines naturverträglichen Landbaus limi-
tiert. Darüber hinaus ist zu beachten, dass Biomasse 
zukünftig nicht nur zur Wärmeerzeugung, sondern 
auch zur Stromerzeugung, zum Betrieb von Kraftfahr-
zeugen und als nachwachsender Rohstoff (z.B. als 
Baumaterial) benötigt werden wird.  
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Der niedrige Primärenergiefaktor und die niedrigen 
CO2-Emissionen, die der Biomasse zugeordnet wer-
den, dürfen daher nicht dazu verleiten, den Wärme-
schutz zu vernachlässigen.  

 

Elektro-Wärmepumpen / Erdwärmenutzung 

Die deutlich höhere Effizienz von Erd-Wärmepumpen 
rückt diesen Anlagentyp in den Mittelpunkt des Inte-
resses. Allerdings ist die Verfügbarkeit nicht überall 
gegeben. Die Installation von Erdsonden ist von den 
jeweiligen geologischen Bedingungen abhängig (vgl. 
[HLUG 2004]). Außerdem muss in der Nähe des ver-
sorgten Gebäudes ein geeigneter Ort für die Installati-
on der Erdsonden oder der – horizontal verlegten und 
damit einen erheblich höheren Flächenbedarf verursa-
chenden – Erdkollektoren gefunden werden. Gerade 
im Gebäudebestand könnten somit Hemmnisse für die 
Erdwärmenutzung bestehen. Möglicherweise besteht 
hier die Notwendigkeit, eine Erdwärmepumpe nicht 
monovalent zu betreiben, sondern mit anderen Erzeu-
gern (z.B. Biomasse-Spitzenkessel, Abluft-Wärme-
pumpe, s.u.) zu kombinieren. 

Die Effizienz von Wärmepumpen hängt auch von der 
Vorlauftemperatur ab. Die besten Ergebnisse werden 
mit Fußbodenheizungen erzielt. Ihre Eignung für Ge-
bäude mit sehr niedrigem Heizwärmebedarf wird auf-
grund ihrer höheren Trägheit kontrovers diskutiert, vor 
allem aber ist im Gebäudebestand die Nachrüstung 
einer Fußbodenheizung eher schwierig. Hier ist also 
mit erhöhten Aufwandszahlen zu rechnen, die aber 
nach bisherigen Erfahrungen [vgl. Fawa 2004] die 
vorteilhafte Effizienz der Wärmepumpentechnologie 
insgesamt nicht in Frage stellen. 

 

Thermische Solaranlagen 

Bei vielen Bestandsgebäuden lassen Fläche und Ori-
entierung von Dächern keine optimale Ausnutzung der  
Sonnenenergie zu, so dass unter Umständen auf eine 
thermische Solaranlage verzichtet werden muss.  

Problematisch ist manchmal auch die Aufstellung des 
Solarspeichers: Wird er im Keller aufgestellt, müssen 
Rohrleitungen durch das ganze Gebäude verlegt wer-
den. Steht der Wärmeerzeuger im Dachgeschoss, 
sind die Bedingungen günstiger – sofern nicht stati-
sche  Probleme bestehen (Holzbalkendecke). 
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In Deutschland findet sich etwa 60% der Wohnfläche 
in Ein- und Zweifamilienhäusern bzw. Reihenhäusern, 
die anderen 40% in Mehrfamilienhäusern unterschied-
licher Größe (Bild 7). Ein großer Teil des Bestands 
(41%) stammt aus der Zeit zwischen dem 2. Weltkrieg 
und der Ölkrise der siebziger Jahre, ein kleinerer Teil 
(22% aus der Zeit davor. Gegenüber diesen im Urzu-
stand energetisch minderwertigen Gebäuden wurde 
der Rest (37%) zu Zeiten errichtet, in denen ein ver-
besserter Wärmeschutz schon üblich war.  

Beheizt werden die Wohngebäude heute im Fall von 
Einfamilienhäusern vorwiegend durch Öl und durch 
Gas ( ). Im Fall von Mehrfamilienhäusern domi-

niert dagegen Gas (47%), Öl hat hier einen deutlich 
geringeren Anteil und entspricht damit etwa dem Ver-
sorgungsgrad mit Fernwärme (23%) (Bild 9). 

Bild 10 zeigt die Häufigkeit von Heizsystemen. Sowohl 
bei den Einfamilien- als auch bei den Mehrfamilien-
häusern dominieren neuere Zentralheizungssysteme 
(Baujahr Wärmeerzeuger ab 1990). Etwa ein Drittel 
der Zentralheizungen sind älteren Baujahrs. Der Groß-
teil der mit Zentralheizungen ausgestatteten Gebäude 
besitzt auch eine zentrale Warmwasserbereitung. 
Brennstoff-betriebene Ofenheizungen besitzen nur 
noch 6% der Einfamilienhäuser und 4% der Mehrfami-
lienhäuser. Etwa in gleichem Umfang ist die Behei-
zung mit Elektro-Öfen (Nachtspeicheröfen und E-
lektro-Direkt-Heizung) vertreten. 

Bild 8

Bild 7: Deutsche Gebäudetypologie – Häufigkeit von Gebäudetypen unterschiedlichen Baualters  

Baualtersklassen
vor 
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H
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Wohnfläche in Tsd. m² 81.503 148.776 168.937 174.251 235.409 223.135 112.631 236.441 255.280 103.208 1.739.571 52%
Anz. Wohneinh. in Tsd. 916 1.707 2.010 1.915 2.274 1.867 936 2.055 1.994 671 16.345 42%
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3.2 Energieeinsparung durch verbesserten 
Wärmeschutz 

Bild 8: Energieträger-Struktur in Einfami-
11lienhäusern

Für die Minderung des Energieverbrauchs und der 
CO
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2-Emissionen durch Umsetzung von Maßnahmen 
sind verschiedene Strategien denkbar. Im Folgenden 
wird abgeschätzt, welche Einsparungen sich bei Rea-
lisierung verschiedener Maßnahmenpakete und einer 
jeweils angenommenen Umsetzungsrate ergeben. Zu 
diesem Zweck wird auf die deutsche Gebäudetypolo-
gie und die ihr hinterlegten Statistiken zurückgegriffen 
(Bild 7), an die entsprechende Energiebilanzberech-
nungen ankoppeln12.  

Bild 11 zeigt zunächst, welcher jährliche Heizwärme-
bedarf sich jeweils für die verschiedenen Wärme-
schutzstandards ergibt13: 
• „Bestand 2007“: Durchschnittswert für den deut-

schen Gebäudebestand 2007, energetischer Mo-
dernisierungsgrad 15%14 

 

• „BJ bis 78“: nicht modernisierte Gebäude (Bau-
jahr bis 1978) Bild 9: Energieträger-Struktur in Mehrfami-

• „BJ ab 79“: nicht modernisierte Gebäude (Bau-
jahr ab 1979) 
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49%

Öl 23%
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Fern-
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23%

 

• „EnEV-Komp.“: „Modernisierung mit EnEV-
Komponenten“: Gebäude, die umfassend (Wand, 
Dach / oberste Geschossdecke, Kellerdecke, 
Fenster) auf den Standard der EnEV 2007 (Anfor-
derungen an den Bauteil-Wärmeschutz für beste-
hende Gebäude, vgl. Bild 3) modernisiert wurden 

• „NEH-Komp.“: „Modernisierung mit Niedrigener-
giehaus-Komponenten“, d.h. mit einem gegenüber 
der EnEV verbesserten Wärmeschutz (Wand: 16 
cm, Dach / oberste Geschossdecke: 24 cm, Kel-
lerdecke: 8 cm; vgl. Bild 3)15 

• „PH-Komp.“: „Modernisierung mit Passivhaus-
komponenten“, d.h. mit deutlich erhöhten Wärme-
schutzstandards nahe am Passivhaus (Wand: 24 
cm, Dach / oberste Geschossdecke: 32 cm, Kel-
lerdecke: 14 cm, Passivhaus-Fenster; vgl. Bild 3) 
 

 

Der Vergleich der verschiedenen Fälle zeigt, dass die 
Einsparpotentiale durch Gebäude-Wärmeschutz er-
heblich sind: 

Bild 10:   Typen der Beheizung in Deutschland

EFH MFH gesamt
Sammelheizungen
Gas-Zentralheizung alt 13% 12% 13%
Gas-Zentralheizung alt + el. WW 2% 2% 2%
Gas-Zentralheizung neu 28% 29% 29%
Gas-Zentralheizung neu +el.WW 4% 4% 4%
Öl-Zentralheizung alt 15% 7% 11%
Öl-Zentralheizung alt + el. WW 0% 2% 1%
Ölzentralheizung neu 23% 10% 17%
Ölzentralheizung neu + el. WW 1% 3% 2%
Fernwärme 1% 16% 9%
Fernwärme + el. WW 2% 6% 4%
Einzelheizungen
Elektroheizung 5% 4% 4%
Ofenheizung Gas 1% 2% 2%
Ofenheizung Öl 2% 1% 1%
Ofenheizung Kohle 1% 1% 1%
Ofenheizung Holz 2% 0% 1%
Summe 100% 100% 100%  

Gegenüber dem heutigen Durchschnittswert von etwa 
135 kWh/(m²a) („Bestand 2006“) könnte der Heizwär-
mebedarf um weit mehr als die Hälfte auf ca. 60 
kWh/(m²a) gesenkt werden („NEH-Komp.“), wenn 
etwas höhere Dämmstoffstärken verwendet werden, 
als heute nach der Energieeinsparverordnung für 
Maßnahmen im Altbau vorgeschrieben sind. Eine 
Modernisierung mit Dämmstoffstärken in der Nähe des 
Passivhausniveaus sowie Passivhaus-Fenstern könn-
te den Heizwärmebedarf auf fast nur noch ein Viertel 
(35 kWh/(m²a)) absenken („PH-Komp.). 
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Bild 11: Jährlicher Heizwärmebedarf für unterschiedliche Wärmeschutz-Standards  
(Mittelwerte, berechnet jeweils für die Gesamtheit der Gebäude Deutschlands) 
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Energieeinsparung bei verschiedenen Umset-
zungsraten für den Wärmeschutz 

Restriktionen für den Wärmeschutz 

Natürlich können nicht bei jedem Bestandsgebäude 
beliebig starke Dämmschichten verwendet werden. 
Belastbare quantitative Erkenntnisse über die beste-
henden Restriktionen gibt es bisher nicht. Allerdings 
ist davon auszugehen, dass nur selten der Fall eintritt, 
dass überhaupt kein Wärmeschutz möglich ist. Dies 
gilt  selbst bei denkmalgeschützten Gebäuden, die ca. 
4 % des Gebäudebestandes ausmachen (siehe Ab-
schnitt 

Eine Wärmedämmung des gesamten Gebäudebe-
standes ist sicherlich nur über viele Jahre zu errei-
chen. Der günstigste Zeitpunkt für einen verbesserten 
Wärmeschutz ist dann gegeben, wenn das entspre-
chende Bauteil (Wand, Dach, Fenster) ohnehin zur 
Sanierung ansteht. Im Folgenden wird von einer all-
gemeinen Sanierungsrate im Gebäudebestand von 
2,5 %/a ausgegangen. Das bedeutet, dass im Durch-
schnitt alle 40 Jahre größere Sanierungsmaßnahmen 
an der Hülle eines Gebäudes durchgeführt werden 
(Putzerneuerung der Außenwand, Dachneueinde-
ckung, Fensteraustausch). Welche Auswirkung es 
hätte, würde man an alle ohnehin stattfindenden In-
standsetzungen oder Sanierungen energetische Maß-
nahmen koppeln, wird durch Verwendung der folgen-
den Ansätze für die energetische Modernisierungsrate 
ermittelt

2.7).  

Im Folgenden wird angenommen, dass bei ca. 15 % 
der Gebäude gewisse Einschränkungen hinzunehmen 
sind und zwar:  
− deutlich eingeschränkte Wärmeschutzmaßnahmen 

bei 12 % der Gebäude (Wand: 4 cm (z.B. geringe 
Innendämmung), Dach/OGD: 10 cm, Kellerdecke: 
4 cm. 

16− überhaupt keine Wärmedämmung bei 3 % der 
Gebäude (Baujahr vor 1978). In diesem Fall wird 
außerdem Einscheiben-Verglasung angenommen. 

:  
− Modernisierungsrate „Basis“: 0,75 %/a bei der 

Wärmedämmung von Wand, Dach / oberste Ge-
schossdecke und Kellerdecke, 2,5 %/a beim Fens-
teraustausch 

Wenn die restlichen 85 % des Bestandes das Niveau 
„NEH-Komp.“ erreichen, so beträgt der durchschnittli-
che Heizwärmebedarf ca. 68 kWh/(m²a). Er liegt also 
etwa 13 % höher als der ohne die angenommenen 
Restriktionen ermittelte Wert von 60 kWh/(m²a). Im 
Fall einer Modernisierung mit Passivhaus-
Komponenten würden durschnittlich ca. 45 kWh/(m²a) 
statt – ohne Restriktionen – 35 kWh/(m²a) erreicht. 

− Modernisierungsrate „erhöht“: 2,5 %/a bei der 
Wärmedämmung und beim Fensteraustausch 
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Die Datenlage über die tatsächlichen (energetischen 
bzw. allgemeinen) Modernisierungsraten in Deutsch-
land ist sehr unbefriedigend. Neue Datenerhebungen 
sind dringend erforderlich [Diefenbach et al. 2007]. Die 
Zahlen im vorliegenden Abschnitt, die insbesondere 
auf Abschätzungen in [IWU/ifeu 2005] basieren, erhe-
ben daher nicht den Anspruch, eine aktuelle Refe-
renzentwicklung wiederzugeben, sondern sind im 
Sinne von Szenarien als „Wenn-Dann-Aussagen“ zu 
verstehen: Wenn es gelingt die Umsetzungsraten bei 
der Wärmedämmung in dem angenommenen Umfang 
(d.h. um 2,25 %/a – 0,75 %/a = 1,75 %/a) zu erhöhen, 
dann ergeben sich – unter Berücksichtigung der weite-
ren Annahmen zu Qualität der Dämmung und Moder-
nisierung der Wärmeversorgung – die in den folgen-
den Abschnitten berechneten Energieeinsparungen 
und CO

Bild 12: Jährliche Reduktion des Heizwärme-
bedarfs  
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2-Emissionsminderungen.  

Weiterhin ist zu beachten, dass es sich hier immer um 
angenommene Durchschnittswerte für den gesamten 
Gebäudebestand handelt. Tatsächlich können die 
Umsetzungsraten in Teilbereichen (z.B. regional bzw. 
nach Eigentumsgruppen wie Wohnungswirtschaft, 
privaten Vermietern oder selbstnutzenden Eigentü-
mern) möglicherweise deutlich voneinander abwei-
chen. 

 

 

 
 

3.3 Einbeziehung der Wärmeversorgung Bei der Modernisierungsrate „erhöht“ wurden zwei 
Fälle betrachtet: Modernisierung auf EnEV-Standard 
und mit erhöhten Dämmstoffstärken (Wärmeschutz-
standard „EnEV“ und „NEH-Komp.“, siehe Definitionen 
oben). 

Im Hinblick auf den Verbrauch von Ressourcen ist der 
Primärenergiebedarf ausschlaggebend. Dieser bein-
haltet neben dem Heizwärmebedarf auch den Warm-
wasserbedarf, die Verluste der Verteilrohre im Gebäu-
de, die Verluste des Wärmespeichers und des Wär-
meerzeugers sowie die vorgelagerten Energieverluste 
für Gewinnung, Transport und Aufbereitung der in den 
Gebäuden verwendeten Energieträger (siehe 

Dementsprechend ergeben sich folgende Szenarien 
für die Verbesserung des Wärmeschutzes: 

• „Basis (0,75 %/a)“:  
Modernisierungsrate 0,75 %/a  
Wärmeschutzstandard „EnEV“ 

Infobox 
1). Dabei werden z.B. auch die Verluste der Stromer-
zeugung in Kraftwerken berücksichtigt. Auf dieser 
Grundlage ist auch der Hilfsstrombedarf für Heizung 
und Warmwasserbereitung Bestandteil der Primär-
energie. Im Primärenergiebedarf nicht enthalten sind 
dagegen alle erneuerbaren Energieträger (Sonnen- 
und Windenergie, Biomasse aus nachhaltigem An-
bau). 

• „erhöht (2,5 %/a), EnEV-Komp.“:  
Modernisierungsrate 2,5 %/a 
Wärmeschutzstandard „EnEV“ 

• „erhöht (2,5 %/a), NEH-Komp.“:  
Modernisierungsrate 2,5 %/a  
Wärmeschutzstandard „NEH-Komp.“ Die Berechnungen wurden auf Grundlage der in Bild 

8 , Bild 9 und Bild 10 angegebenen Beheizungsstruktur 
durchgeführt. Der jährliche Warmwasserbedarf der 
Wohngebäude wurde zu ca. 15 kWh pro m² Wohnflä-
che angesetzt.

Bild 12 zeigt die unter diesen Voraussetzungen be-
stimmten jährlichen Energieeinsparungen. In der Ba-
sisvariante beträgt die jährliche Reduzierung des 
Heizwärmebedarfs rund 3 Mrd kWh. Angesichts eines 
gesamten Heizwärmebedarfs von ca. 135 kWh/(m²a) x 
3,35 Mrd m² = 450 Mrd kWh beläuft sich die jährliche 
Einsparung im Basisfall also auf etwa 0,7 %/a. 

17 Auf dieser Grundlage ergibt sich der 
heutige Primärenergiebedarf für die Beheizung und 
Warmwasserbereitung der Wohngebäude zu 780 Mrd 
kWh.  

Es werden folgende Szenarien für die Effizienzstei-
gerung der Wärmeversorgung betrachtet (vgl. [Die-
fenbach / Enseling 2007]): Durch eine Vergrößerung der Modernisierungsrate 

könnte dieser Wert auf 7,5 Mrd kWh/a bzw. 1,7 %/a, 
bei weiterer Verbesserung der Wärmedämmung sogar 
auf ca. 9,5 Mrd kWh/a bzw. 2,1 %/a erhöht werden. 
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Bild 13: Jährliche Reduktion des Primärener- Bild 14: Jährliche Reduktion Kohlendioxid-
giebedarfs  Emissionen  
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Die Ergebnisse für die berechneten jährlichen Primär-
energieeinsparungen sind in 

•  „Basis“:  
geringe Umsetzung effizienter Wärmeversor-
gungssysteme 

Bild 13 dargestellt. Unter 
der Annahme, dass keine verstärkten Aktivitäten zur 
wärmetechnischen Modernisierung des Gebäudebe-
stands in Gang kommen, liegt die jährliche Primär-
energieeinsparung bei 1,2% („Basis“). Würde die Um-
setzungsrate für den Wärmeschutz in dem Umfang 
erhöht, dass bei jeder Instandsetzung oder Sanierung 
auch eine energetische Aufwertung erfolgt, so könnte 
die jährlich erzielte Einsparung auf 2,1% gesteigert 
werden („Einsparung WS“). Wird darüber hinaus auch 
die Effizienzsteigerung im Bereich der Anlagentechnik 
forciert, so liegt die jährlich erzielte Einsparung bei 
3%. Innerhalb eines Zeitraums von 20 Jahren könnte 
damit also der Primärenergiebedarf um ca. 36% ge-
senkt werden. 

18   
• „effizient“:  

Kessel immer als Brennwertkessel, vollständige 
Ablösung von Ofenheizungen, elektrischen Di-
rektheizungen und Systemen zur elektrischen 
Warmwasserbereitung, erhöhte Einbauraten für 
effiziente Wärmeerzeuger (elektrische Erdreich-
Wärmepumpe, Holzpelletkessel, Fernwärme aus 
Kraft-Wärme-Kopplung, kontrollierte Lüftung mit 
Wärmerückgewinnung, thermische Warmwasser-
Solaranlage, Blockheizkraftwerke) 19 

 

3.4 Jährliche Minderung des Primärenergie-
bedarfs und der CO

Entsprechende Berechnungen lassen sich auch für die 
CO2-Emissionen 

Die oben definierten Szenarien für den Wärmeschutz 
und für die Anlagentechnik werden jetzt zu folgenden 
drei Gesamt-Szenarien zusammengeführt und die 
entsprechenden Energieeinsparungen berechnet: 

• Szenario „Basis“:  
- Wärmeschutz „Basis (0,75 %/a)““ 
- Wärmeversorgung „Basis“  

• Szenario „Einsparung WS“ 
- Wärmeschutz „erhöht (2,5 %/a), NEH-Komp.“  
- Wärmeversorgung „Basis“  

• Szenario „Einsparung WS+WV“ 
- Wärmeschutz „erhöht (2,5 %/a), NEH-Komp.“  
- Wärmeversorgung „effizient“  

 

2-Emissionen durchführen. In Bild 14 sind die jähr-
lich eingesparten CO2-Äquivalent-Emissionen inklusi-
ve Vorketten angegeben. Nach [GEMIS] sind darin 
zusätzlich zum Kohlendioxid auch andere Treibhaus-
gase (umgerechnet in CO2-Äquivalente) mit einge-
rechnet und die gesamte Vorkette zur Gewinnung der 
Energieträger berücksichtigt.  Das Ausgangsniveau 
der CO2-Äquivalent-Emissionen im Gebäudebestand 
(Heizung und Warmwasser) lässt sich auf Grundlage 
des heutigen Dämmzustands (Bestand 2007) und der 
heutigen Beheizungsstruktur zu insgesamt ca. 200 
Mio. Tonnen ermitteln. Die Prozentwerte für die jähr-
lich erzielbaren CO2-Minderungen entsprechen etwa 
denen der Primärenergieeinsparung. Die kleinen Ab-
weichungen ergeben sich auf Grund der  Tatsache, 
dass die CO2-Emissionsfaktoren nicht exakt proporti-
onal zu den Primärenergiefaktoren sind. 
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3.5 Zusätzliches jährliches Investitionsvo-
lumen 

Aus dieser Szenario-Berechnung können auch die 
jährlich erforderlichen Investitionen abgeleitet werden. 
Da hier vom Kopplungsprinzip ausgegangen wird, 
werden nur die Mehrkosten der energetischen Moder-
nisierung gegenüber Instandsetzungsmaßnahmen 
bilanziert. Die angesetzten Kosten entsprechen der 
Aufstellung in Bild 4 (vgl. [Knissel et al. 2007]).  

Die zusätzlichen Investitionen für den Wärmeschutz 
liegen im Fall einer erhöhten Umsetzungsrate von 
2,5%/a bei jährlich 3,4 Mrd Euro (verglichen mit den 
Investitionen im Basisfall mit einer Umsetzungsrate 
von 0,75 %/a). Im Fall gegenüber EnEV verbesserter 
Standards betragen die Mehrkosten gegenüber dem 
Basisfall 5,5 Mrd Euro.  

 

 

Bei den Wärmeversorgungssystemen betragen die 
Mehrinvestitionen im Fall „effizient“ (d.h. bei Übergang 
zu Systemen mit besonders hohem Wirkungsgrad 
bzw. erneuerbaren Energiequellen) gegenüber dem 
Fall „Basis“ 4,9 Mrd Euro.  

Der Gesamtwert der zusätzlichen Investitionen liegt 
damit im Szenario „Einsparung WS“ bei 3,4 Mrd Euro, 
im Szenario „Einsparung WS+WV“ bei 10,4 Mrd Euro. 
Setzt man die Zahlen in Relation zu den jährlichen 
Wohnungsbauinvestitionen im Gebäudebestand, die in 
der Größenordnung von 80 Mrd € liegen dürften20, so 
ergeben sich Mehrinvestitionen von 4 % („Einsparung 
WS“) bzw. 13 % (Einsparung WS+WV“).

 

4 Käufer, Mieter, Nutzer  –  Markttransparenz und Akzeptanz der energetischen 
Modernisierung  

 

4.1 Energieeffizienz als Kriterium für die 
Wohnungswahl   

Eine „schöne Wohnung“ zu haben, ist für drei Viertel 
der Deutschen etwas, worauf sie besonderen Wert 
legen und was gleichbedeutend mit Familie, Arbeits-
platz, Freunden und einem guten Einkommen rangiert 
[EMNID 1998]. Dabei bietet eine Wohnung nicht nur 
Obdach und Schutz, sondern dient bei ihrer Gestal-
tung der Verwirklichung individueller Bedürfnisse und 
Ansprüche. Genügt eine Wohnung diesen individuel-
len Ansprüchen und Bedürfnissen nicht, wächst die 
Bereitschaft zum Wohnungswechsel [Rohrmann 
1993]. Wie die nachfolgenden empirischen Befunde 
zeigen, sind dabei der Mietpreis, das Wohnumfeld und 
der Wohnungszuschnitt bzw. die Ausstattung aus-
schlaggebende Auswahlkriterien bei der Wohnungs-
suche, während die energetische Qualität einer Woh-
nung als Entscheidungskriterium für oder gegen eine 
Wohnung (bislang) nur eine geringe bis keine Rolle 
spielt.   

In [Heine und Mautz 1996] wurden mehrere ökologi-
sche Eigenheim- und Mietwohnprojekte untersucht. Es 
wurde festgestellt, dass es für Mieterinnen und Mieter 
eher die traditionellen Kriterien wie Größe, Schnitt und 
Lage der Wohnung, ihre Komfortausstattung (Bad, 
Heizung, Helligkeit, Schallisolierung usw.) und das 
soziale Umfeld und Wohnquartier sind, die zur Ent-
scheidung, ob man eine Wohnung anmietet oder nicht, 
herangezogen werden. „Dass es sich dabei um 
Wohnprojekte handelt, in denen besondere ökologi-
sche Maßnahmen und Techniken verwirklicht wurden, 
ist für viele zwar das – durchaus willkommene – I-
Tüpfelchen auf einer in Folge des Umzugs oder der 
Sanierung insgesamt verbesserten Wohnsituation, war 

aber in keinem Fall der ausschlaggebende Grund für 
den Einzug.“ ([Heine und Mautz 1996] S. 103)  

Zu ähnlichen Ergebnissen kam auch die Untersu-
chung von [Hacke / Lohmann 2006], wo Mieterhaus-
halte in energetischen Sanierungs- und Modernisie-
rungsprojekten den hinzugewonnenen Wohnkomfort in 
der sanierten Wohnung als sehr vorteilhaft wahrnah-
men, damit dauerhafte Bleibeabsichten mit begründe-
ten und gleichzeitig die Aufwertung ihrer Wohngebäu-
de als Imagegewinn für ihr Wohnviertel ansahen. 
Niedrigenergiehaus-typische Eigenschaften der sa-
nierten Wohnung wurden dagegen erst durch explizi-
tes Nachfragen als Vorteil angesehen. „Vor und nach 
der Sanierung am zufriedensten waren die Befragten 
mit Lage/Umgebung und den Nachbarschaften, was 
mitursächlich für die Entscheidung gewesen sein dürf-
te, in der Wohnung trotz oder gerade wegen der Sa-
nierung wohnen zu bleiben. Nach Abschluss der Sa-
nierung zeigten sich die Mieterinnen und Mieter im 
Vergleich zu vorher deutlich zufriedener mit dem Kom-
fort der Wohnungen und dem Aussehen der Wohnge-
bäude.“ ([Hacke / Lohmann 2006] S. 87) 

Eine Untersuchung von [Technomar 2005] zu den 
Hemmnissen energetischer Sanierungen im Woh-
nungsbestand arbeitete heraus, dass diese einerseits 
durch das Investor-Nutzer-Dilemma, die Leerstands-
problematik in manchen Regionen und die fehlende 
finanzielle Belastbarkeit der Wohnungsunternehmen 
bestimmt werden, andererseits aber auch dadurch 
beeinflusst sind, dass bisher nicht die energetische 
Beschaffenheit einer Wohnung, sondern andere Aus-
stattungsmerkmale wie Terrasse/Balkon, Pkw-
Stellplatz/Garage oder ein modernes Bad bei den 
Kriterien der Wohnungswahl an vorderster Stelle ste-
hen. 
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In [Heine und Mautz 1996] wurde ebenfalls festge-
stellt, dass für Hauseigentümer das ökologische Motiv 
„zwar ein wichtiges, aber keineswegs das beherr-
schende Einzugsmotiv“ war ([Heine und Mautz 1996] 
S. 104). So auch die Analyse von [Flade et al. 2003], 
in der die Eigentümerhaushalte die Finanzierbarkeit 
der Häuser und die Qualität der Wohnungsumgebung 
einschließlich Wohnlage als die entscheidenden Ein-
zugsgründe auswiesen, während die Tatsache, dass 
es sich um ein Niedrigenergie- bzw. Passivhaus han-
delte, nicht das ausschlaggebende Kriterium für den 
Erwerb von Wohneigentum war.   

4.2 Einfluss des Nutzers auf seinen 
Verbrauch 

Der Energieverbrauch von Gebäuden hängt im We-
sentlichen von zwei Faktorenbündeln ab – von um-
weltbedingten nicht-personalen Merkmalen (Wärme-
dämmung, Anlagentechnik) und von personbedingten 
sozialen Einflussgrößen [Reusswig 1994]. Dabei ist 
der Nutzereinfluss nicht mit dem Nutzerverhalten 
gleichzusetzen [Hertle et al. 2005]. Der Verbrauch an 
Wärme wird zu einem deutlichen Anteil durch die Be-
legungsdichte (z.B. Singlehaushalt oder Großfamilie), 
die Belegungsdauer (z.B. Berufstätige oder Rentner) 
und die aktuelle Lebenssituation der Bewohner (z.B. 
höheres Wärmebedürfnis bei Kleinkindern, Kranken 
etc.) beeinflusst [Hertle et al. 2005].  

 

Zusammengefasst spielt die energetische Qualität 
eines Wohngebäudes bislang als Entscheidungskrite-
rium für die Anmietung einer Wohnung, den Erwerb 
von Wohneigentum oder die Bleibeabsicht bei Sanie-
rungs- und Modernisierungsvorhaben eine unterge-
ordnete Rolle. Ausschlaggebend bei der Wohnungs-
wahl sind stattdessen der Miet- bzw. Kaufpreis, die 
Wohnlage, das soziale Wohnumfeld und der Woh-
nungszuschnitt bzw. deren Komfortausstattung. Eine 
gute energetische Gebäudebeschaffenheit wird als 
Zusatznutzen einer infolge des Umzugs oder der Sa-
nierung meist insgesamt verbesserten Wohnqualität 
und als Möglichkeit zur Kosteneinsparung angesehen, 
ist aber nicht das bestimmende Motiv für den Einzug.  

Demgegenüber versteht man unter dem Nutzerverhal-
ten die individuelle Ausprägung des Umgangs mit dem 
Gebäude bzw. mit dem Heizsystem  (Temperaturwahl, 
Dauer der Fensteröffnung etc.). Die Auswirkung auf 
den Heizenergieverbrauch kann rechnerisch quantifi-
ziert werden. So steigert die Erhöhung der mittleren 
Raumtemperatur um 1°C den Heizwärmebedarf um 
ca. 6% (in Bestandsgebäude also um ca. 10 
kWh/(m²a). Betrachtet man einzelne Wohnungen kann 
diese Abhängigkeit sehr viel stärker ausfallen, da zu-
sätzlich zu den Wärmeverlusten nach außen auch 
Wärmeströme in Nachbarwohnungen auftreten. Auch 
die Fensteröffnung besitzt einen erheblichen Einfluss 
– Unterschiede von bis zu 50 kWh/(m²a) sind hier 
möglich.
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Bild 15: Messwerte für den spezifischen Endenergieverbrauch zweier Reihenhaussiedlungen mit un-
terschiedlichem energetischen Standard; Jahresverbrauch für Heizung und Warmwasser jeweils 
bezogen auf die beheizte Wohnfläche  
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Bild 15 zeigt zwei Beispiele für den Nutzereinfluss 
bzw. für die Auswirkung des Nutzerverhaltens22: Die 
Verbrauchswerte von 96 etwa baugleichen Reihen-
häusern aus dem Bestand variieren zwischen ca. 50% 
und 200% des Mittelwerts von 255 kWh pro m² Wohn-
fläche und Jahr (Heizung und Warmwasser). Bei den 
Niedrigenergiehäusern zeigt sich relativ betrachtet 
eine etwa ähnlich große Variationsbreite. Der Mittel-
wert des Verbrauchs liegt jedoch mit 92 kWh/(m²a) um 
64% unter dem der Bestandsgebäude. Obwohl also 
der einzelne Nutzer auch bei energieeffizienten Ge-
bäuden einen erheblichen Einfluss auf den Verbrauch 
besitzt, wird im Mittel durch den guten Wärmeschutz 
tatsächlich eine deutliche Minderung des Energie-
verbrauchs erreicht.  

 

In einigen empirischen Untersuchungen konnten mehr 
oder weniger stark so genannte Rebound- oder Kom-
pensationseffekte nachgewiesen werden. Darunter 
versteht man die verhaltensrelevante Einstellung der 
Bewohnerinnen und Bewohner, unbewusst die Ener-
gieeinsparung vom eigenen Verhalten wieder auf die 
Technik zu übertragen  [Hoffmann et al. 2004]. Nach 
[Flade et al. 2003] liegt kompensatorisches Verhalten 
dann vor, wenn die Bewohnerinnen und Bewohner der 
Energiesparhäuser es mit Verweis auf die bereits ein-
gesparte Energie nicht mehr für erforderlich halten, 
besonders sparsam zu sein. Ein solche Änderung der 
Grundeinstellung kann sich dann z.B. darin bemerkbar 
machen, dass die Raumsolltemperaturen im Gebäude 
höher eingestellt werden.  

Solche Kompensationseffekte entstehen dabei nicht 
nur durch Änderung des Verhaltens. Gebäude mit 
gutem Wärmeschutz weisen per se eine bessere 
thermische Behaglichkeit auf. In einem Schlafzimmer, 
einer Altbauwohnung, das nicht direkt beheizt wird, 
kann die Temperatur im Winter um 5°C gegenüber 
dem benachbarten Wohnzimmer absinken. In einem 
hochwärmegedämmten Gebäude wirkt sich eine sol-
che Teilbeheizung viel geringer aus: Die Temperatu-
ren liegen – selbst bei ausgeschalteter Heizung – nur 
um 1 bis 3°C niedriger. Ebenso wirkt sich eine Nacht-
absenkung geringer aus: Niedrigenergie- und Passiv-
häuser kühlen nachts sehr viel weniger aus als unge-
dämmte Altbauten. In der Folge liegen in gedämmten 
Häusern in der Regel die mittleren Raumtemperaturen 
(gemittelt über Raum und Zeit) deutlich höher als in 
Bestandsgebäuden (vgl. [Loga et al. 2003]). Dieser 
Effekt bewirkt also zum einen einen Zugewinn an Be-
haglichkeit, gleichzeitig aber auch eine Minderung der 
erzielbaren Energieeinsparung.   

Dieser von der Physik her zu erwartenden Effekt konn-
te in einer österreichischen Studie, die sich gezielt mit 
Maßnahmen zur Minimierung von Rebound-Effekten 
bei der energetischen Sanierung von Wohngebäuden 
befasst, bestätigt werden ([Biermayr 2005]). Es wurde 
festgestellt, dass Rebound-Effekte bei Sanierungspro-
jekten abhängig vom Ausgangszustand des Gebäudes 
sind. Die zu erwartenden Rebound-Effekte belaufen 
sich zwischen 5 % bei Gebäuden mit einer bereits vor 
der Sanierung verhältnismäßig guten Bausubstanz bis 
50 % und mehr bei Gebäuden mit schlechterer Aus-

gangslage. „Gebäudenutzer mit geringem Einkom-
men, welche Heizenergie sparsam einsetzen (müs-
sen) erreichen ihr individuell optimales Komfortniveau 
in einem nicht sanierten Gebäude nur bedingt… Ge-
bäudenutzer mit geringerem Einkommen werden in 
sanierten Gebäuden demnach zumindest einen Teil 
der Ersparnisse aus gesunkenen Kosten für die Ener-
giedienstleistung Raumwärme in die Anhebung des 
Komfortniveaus investieren und ein entsprechender 
Reboundeffekt wird auftreten.“([Biermayr 2005] S. 
122)  

 

4.3 Verbrauchsrückmeldungen 
Trotz der seit über zwei Jahrzehnten in Deutschland 
praktizierten verbrauchsabhängigen Heizkostenab-
rechnung besitzen Verbraucher oft nur eine vage Vor-
stellung darüber, wie viel Energie sie verbrauchen 
[Darby 2006]. Gerade das Nutzerverhalten im Hinblick 
auf den Heizenergieverbrauch ist stark „von Unkennt-
nis über die wesentlichen Zusammenhänge bei der 
Beheizung von Gebäuden, dem Zustandekommen der 
Heizkostenabrechnung und der Heizkosten selbst 
geprägt“ ([Lehr 1999], S. 35, vgl. auch [Flandrich 
2005], S. 67 ff). Problematisch ist dabei, dass die 
Heizkostenrechnungslegung als einfachste Form einer 
Verbrauchsrückmeldung in der Regel nur einmal im 
Jahr erfolgt – zumeist im Sommer, wenn Änderungen 
im Verbrauchsverhalten nicht möglich sind – und we-
sentliche Informationen wie beispielsweise Referenz-
größen zur Beurteilung der eigenen Kosten vorenthält.  
Andere Autoren wie z.B. [Keul 2001] bemängeln zu-
dem, dass die Abrechnungen „dem Betrachter, sofern 
er kein zwischen den Zeilen lesender Bau- und/oder 
Energietechniker ist, eine Ansammlung von Hierogly-
phen“ bleiben. ([Keul 2001] S. 46). [Biermayr 2005] 
argumentierte in ähnlicher Weise: Seiner Meinung 
nach zeichnen sich Energieabrechnungen „in der Re-
gel nach wie vor durch ihren unverständlichen Inhalt 
und ihr komplexes Design aus. Der Konsument erhält 
auf diese Weise kein Preissignal auf sein Energie-
verbrauchsverhalten und kann somit (selbst wenn er 
wollte) nicht darauf reagieren. Weitere Aspekte, die 
ein direkt wahrnehmbares Preissignal untergraben, 
sind die langfristigen (jährlichen) Abrechnungszeit-
räume, die automatisierten Abbuchungen von Konten 
sowie der hohe Fixkostenanteil an Energierechnungen 
(wohnflächenspezifische Grundpreise, Leistungstari-
fe).“ ([Biermayr 2005] S. 125) 

Erschwerend kann man in diesem Zusammenhang 
auch die Befunde von [Brohmann et al. 2000] interpre-
tieren, wonach sich die wenigsten Personen aktiv um 
mehr Informationen zum Thema Energiesparen be-
mühen. „Die Mehrzahl hält sich  für energiebewusst 
und im Grunde ausreichend informiert. Einsparmög-
lichkeiten und -notwendigkeiten sehen dagegen vor 
allem noch Rentnerhaushalte mit geringem Einkom-
men.“ ([Brohmann et al. 2000] S. VI) 

Angesichts dieser Befunde verfolgen neuere Ansätze 
das Ziel, über mehr Transparenz bei der Abrechnung 
und kurzfristigere Rückmeldungen des Verbrauchs 
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den Kenntnisstand über den Energieverbrauch zu 
erhöhen und so zu energiesparenden Verhaltenswei-
sen zu motivieren. Nach [Frick 2003] muss die zielori-
entierte Wissens- oder Informationsvermittlung dabei 
„die Problemzusammenhänge klar machen (System-
wissen), Handlungsoptionen aufzeigen (Handlungs-
wissen) sowie die ökologische Effizienz der Handlun-
gen klar machen (Wirksamkeitswissen).“ ([Frick 2003] 
S. 124)  

4.4 Energieausweis nach EnEV 2007 
Die EU-Richtlinie 2002/91/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden setzt den 
Rahmen für eine breit angelegte Einführung von Ener-
giepässen für Gebäude. Die EU-Mitgliedsländer müs-
sen dafür sorgen, dass im Fall eines Mieter- oder Ei-
gentümerwechsels ein Energieausweis vorgelegt wird, 
der Auskunft über die energetische Gesamteffizienz 
des Gebäudes gibt.  [Brohmann 2000] und [Riedel 2006] gehen davon aus, 

dass eine bessere Information und Rückmeldung 
(Feedback) über den tatsächlichen Verbrauch und die 
tatsächlichen Kosten ein wichtiger Einflussfaktor für 
ein energieeffizientes Verbrauchsverhalten ist. „Es ist 
eine viel versprechende Einzelmaßnahme, weil 
gleichzeitig das Bewusstsein erhöht wird, Lerneffekte 
erfahrbar gemacht werden und die Konsumenten die 
Folgen ihrer Verhaltensänderungen testen können.“ 

 

Das Ziel der EU-Richtlinie ist, die Markttransparenz zu 
erhöhen und Anstoß für die Umsetzung von Energie-
sparmaßnahmen zu geben 

Die Bundesregierung hat diese EU-Vorgabe mit der 
am 1. Oktober 2007 in Kraft getretenen neuen Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV 2007) formal umgesetzt. 
Demnach muss im Fall eines Verkaufs, einer Verpach-
tung oder einer Vermietung eines Gebäudes oder 
einer Wohnung dem potenziellen Käufer, Pächter oder 
Mieter ein Energieausweis „zugänglich gemacht“ wer-
den (§16 EnEV). Für Gebäude mit bis zu 4 Wohnein-
heiten, deren Bauantrag vor dem 1. November 1977 
gestellt wurde, muss der Energieausweis auf der Ba-
sis des Energiebedarfs ausgestellt werden. Für alle 
anderen Wohngebäude kann sowohl ein Energiebe-
darfs- als auch ein Energieverbrauchsausweis ausge-
stellt werden. Zugänglich gemacht werden muss die-
ser Ausweis ab dem 1. Juli 2008 für Gebäude bis Bau-
jahr 1965 und ab dem 1. Januar 2009 für Gebäude ab 
Baujahr 1966.  

 

Für einen höheren Wissensgrad der Nutzerinnen und 
Nutzer ebenfalls hilfreich ist die Bereitstellung von 
Vergleichsdaten, die den Vergleich zum eigenen 
Verbrauch der Vorjahre („historisches Feedback“, vgl. 
[Brohmann 2000], S. 81), zum Durchschnittsverbrauch 
des Wohngebäudes insgesamt oder anderen ver-
gleichbaren Haushalten („normatives Feedback“) usw. 
ermöglichen (vgl. [Keul 2001] S. 46).  

Nach [Biermayr 2005] müssen innovative Energieab-
rechnungen zudem das Preissignal an den Konsu-
menten kommunizieren. „Ein Einfluss auf das 
Verbrauchsverhalten kann erwartet werden, wenn die 
Energieabrechnung intuitiv verständlich gestaltet ist, 
einen Vergleich zu einem Vergleichswert (Mittel, Sze-
nario ohne Reboundeffekte o.ä.) enthält und Verhal-
tensänderungen zu tatsächlichen signifikanten mone-
tären Einsparungen führen.“ ([Biermayr 2005] S. 127)  

 

Bild 16: Skalen des Energieausweises 

Energiebedarfsausweis 
Allerdings finden sich z.B. in [Emmerich 2004] Befun-
de, die den Schluss nahe legen, dass die Akzeptanz 
von Mieterhaushalten gegenüber innovativen Feed-
back- und Abrechnungssystemen noch einer gewissen 
Gewöhnung bedarf: Während das Wohnungsunter-
nehmen die durch das eingesetzte Feedbacksystem 
gewährleistete wohnungsweise Erfassung des Heiz-
energieverbrauchs und die Automatisierung der Kos-
tenabrechnung als Vorteile ansahen, konnte ein zu-
sätzlicher Nutzen des Feedbacksystems, welches den 
Bewohnerinnen und Bewohnern Informationen über 
das Mikroklima, die Energiebilanz der Wohnung und 
über bestehende Verbesserungsmöglichkeiten im 
Nutzerverhalten (Heiz- und Lüftungsverhalten) liefert, 
nicht quantifiziert werden.  

     

Energieverbrauchsausweis 

      

Referenzskala (Bedarfs- u. Verbrauchsausweis) 
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Zusammenfassend gesagt hat die adäquate Bereit-
stellung von Informationen und Verbrauchsrückmel-
dungen positive Effekte auf den verhaltensbedingten 
Energieverbrauch. Sie kann darüber hinaus auch Re-
bound-Effekte, wie sie beispielsweise nach einer e-
nergetischen Sanierung auftreten können, mindern.  
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Die Darstellung der Energieeffizienz erfolgt in beiden 
Ausweistypen in Form einer Skala mit Farbverlauf 
zwischen grün (effizient) über gelb (durchschnittlich) 
bis hin zu rot (ineffizient) (Bild 16). Beim Energiebe-
darfsausweis wird sowohl der Endenergiebedarf als 
auch der Primärenergiebedarf auf der Skala angezeigt 
(in kWh pro m² „Gebäudenutzfläche“ AN nach  EnEV). 
Im Fall des Energieverbrauchsausweises wird nur der 
gemessene Endenergieverbrauch pro m² AN nach  
EnEV dargestellt. Zur Einordnung der Energiekenn-
werte dient eine Referenzskala mit Bezeichnungen für 
verschiedene Gebäudestandards. 

 

4.5 „Ökologischer Mietspiegel“ 
Das Mietrecht begrenzt den Mietpreiserhöhungsspiel-
raum in bestehenden Mietverhältnissen für nicht 
preisgebundene Wohnungen u. a. in § 558 BGB auf 
die in der Gemeinde gezahlten ortsübliche Ver-
gleichsmiete. Zur Ermittlung der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete dienen insbesondere qualifizierte Miet-
spiegel. Bei der Erstellung eines qualifizierten Miet-
spiegels ist es deshalb notwendig, die Einflüsse der 
Wohnungsmerkmale auf die Miethöhe zu überprüfen. 
Mietspiegel auf der Grundlage eines Regressionsan-
satzes sind in besonderem Maße geeignet, aus der 
Vielzahl der Wohnwertmerkmale die markt- und damit 
preisrelevanten Ausstattungsmerkmale herauszufil-
tern. 

Die gestiegenen Heizkosten haben das Thema Ener-
gieversorgung und -kosten und die wärmetechnische 
Beschaffenheit eines Gebäudes in den Mittelpunkt der 
öffentlichen Diskussion gestellt und damit gleichzeitig 
auch die Notwendigkeit nach Energie einsparenden 
Lösungsansätzen deutlich gemacht. Im Wohnungsbe-
reich sind es vor allem die Heizungs- und Warmwas-
serkosten, die eine zunehmende Belastung für die 
Mieter darstellen (Nebenkosten als „2. Miete“). Aus 
diesem Grund ist es notwendig, bei der Mietspiegel-
Erhebung auch das Merkmal „wärmetechnische Be-
schaffenheit“ zu überprüfen, welches ein Maß für die 
energetische Effizienz eines Gebäudes ist. [Knissel et 
al. 2001]. Mietspiegel, die dieses Merkmal ausweisen 
werden plakativ als „ökologischer Mietspiegel“ be-
zeichnet.  

Im Rahmen des Modellprojektes „Ökologischer Miet-
spiegel Darmstadt, Phase I“ konnte dieser Ansatz 
erstmals in Deutschland erfolgreich angewandt wer-
den [Knissel / Alles 2003]. Die auf die Darmstädter 
Mietspiegelerhebung aufsetzende regressionsanalyti-
sche Untersuchung der Abhängigkeit der Netto-Miete 
von den verschiedenen erhobenen Merkmalen ergab, 
dass Gebäude mit einer guten wärmetechnischen 
Beschaffenheit eine um 37 Cent/m² höhere Netto-
Miete aufweisen. Dieser Wert wurde im Mietspiegel 
Darmstadt 2003 entsprechend als Zuschlag ausge-
wiesen und steht damit in einer Reihe mit anderen 
Zuschlagsmerkmalen wie z.B.  „hochwertiger Fußbo-
den“ (+ 60 Cent), zweite Toilette (+ 37 Cent), Aufzug 
(+ 66 Cent), Fahrradkeller (+23 Cent). Ein Vermieter 
kann nun also für ein Gebäude mit einer guten wärme-

technischen Beschaffenheit eine um 37 Cent/m² höhe-
re (Vergleichs-)Miete ansetzen.  

Die Ausweisung der wärmetechnischen Beschaffen-
heit im Mietspiegel ist sowohl für Vermieter als auch 
für Mieter vorteilhaft. Investitionsbereite Vermieter 
haben erstmals die Möglichkeit, den erhöhten Wohn-
wert mietrechtlich gesichert dauerhaft preislich geltend 
zu machen, während andererseits die Mieter schlech-
ter gedämmter Wohnungen nur den dem schlechteren 
Wohnwert entsprechenden niedrigeren Preis zahlen 
müssen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Querschnittsbericht „Energieeffizienz im Wohngebäudebestand“   

 27

5 Ökonomische Bewertung unter mietrechtlichen Rahmenbedingungen  
 

5.1 Ökonomische Betrachtung der energeti-
schen Modernisierung von Gebäuden 

Die objektbezogene Wirtschaftlichkeit von Maßnah-
men der energetischen Gebäudesanierung kann mit 
Hilfe von dynamischen Verfahren der Investitionsrech-
nung bestimmt werden.23  Entscheidende Parameter 
bei diesen Berechnungen sind u. a.   
− der Kalkulationszins, 
− der Betrachtungszeitraum, 
− die Höhe der Investitionskosten bzw. einer mögli-

chen Förderung, 
− der mögliche Einfluss der Maßnahmen auf In-

standhaltungs- und Verwaltungskosten 
− die Höhe der Heizkostenersparnisse bzw. die 

angenommene Energiepreisentwicklung,  
− zukünftige Mieterhöhungsspielräume bzw. Leer-

standsvermeidung 
− der Betrachtungszeitraum.  

Grundsätzliche Bedeutung hat auch der Ausgangs-
punkt, also der energetische Zustand des Gebäudes 
vor der Modernisierung.  
 

Beispielgebäude 
Im Folgenden werden beispielhaft die Ergebnisse von 
dynamischen Wirtschaftlichkeitsberechungen für ein 
Wohngebäude mit 9 Wohneinheiten und 691 m² be-
heizter Wohnfläche dargestellt.24 Vor der energeti-
schen Modernisierung hatte das Gebäude einen Heiz-
energiebedarf von 275 kWh/(m²a).  

Dieses Gebäude stellt ein Beispiel für ein bisher nicht 
energetisch verbessertes Mehrfamilienhaus dar. Die 
Ergebnisse der Analysen sind nur bedingt auf andere 
Gebäude übertragbar, da sie deutlich von den gewähl-
ten Randbedingungen abhängen. Es können jedoch 
hieran exemplarisch allgemeingültige Tendenzen auf-
gezeigt werden: Wie groß sind die Unterschiede in der 
Wirtschaftlichkeit für einen Selbstnutzer und für einen 
Vermieter? Welchen Einfluss hat die staatliche Förde-
rung? Wie stark hängt der aus ökonomischer Sicht 
optimale Standard von den gewählten Randbedingun-
gen ab? 
 

Kopplungsprinzip 
Bei den folgenden Berechnungen wird vom sog. Kopp-
lungsprinzip ausgegangen, d. h. es wird unterstellt, 
dass die wärmetechnische Modernisierung im Zuge 
einer der regelmäßigen Instandsetzungen des Gebäu-
des durchgeführt wird (siehe Abschnitt 1). Dies hat zur 
Konsequenz, dass in die Wirtschaftlichkeitsberech-
nung lediglich die zusätzlichen energiebedingten 
Mehrkosten gegenüber der ohnehin stattfindenden 
Instandsetzungsmaßnahme einfließen. 

Varianten 
Zur Klärung der genannten Fragen wurden folgende 
Sanierungsvarianten definiert: 

„Standard“ 

Dämmung der Außenwand mit 8 cm Wärmedämmver-
bundsystem (λ = 0,04 W/(mK)) anstelle der Sanierung 
des Außenputzes entsprechend den Mindestanforde-
rungen der Energieeinsparverordnung. Die Investiti-
onsvollkosten betragen 76 €/m² Wohnfläche, der e-
nergetischen Modernisierung angerechnet werden 36 
€/m² Wohnfläche.25  Nach der energetischen Moderni-
sierung hat das Gebäude einen Heizenergiebedarf 
von 193 kWh/(m²a).   

„7-Liter-Haus“ 

Dämmung der Außenwand mit 20 cm Wärmedämm-
verbundsystem  (λ = 0,035 W/(mK)), 14 cm Dämmung 
zwischen den Sparren (λ = 0,035 W/(mK)), 8 cm Kel-
lerdeckendämmung (λ = 0,035 W/(mK)), Austausch 
der Isolierverglasung mit Uw = 2,8 W/(m²K) gegen eine 
gute Wärmeschutzverglasung mit Uw= 1,1 W/(m²K) 
sowie Einbau einer Abluftanlage mit dezentralen Zuluf-
töffnungen und einem zentralen Abluftventilator. Die 
Anlage dient in erster Linie zur Gewährleistung einer 
dauerhaft hohen Raumluftqualität. Die Investitionsvoll-
kosten betragen 197 €/m² Wohnfläche, der energeti-
schen Modernisierung angerechnet werden 122 €/m² 
Wohnfläche. Nach der energetischen Modernisierung 
hat das Gebäude einen Heizenergiebedarf von 70 
kWh/(m²a).   

„3-Liter-Haus“ 

Alternativ zum letzten Maßnahmenpaket wird anstelle 
der Abluftanlage eine Lüftungsanlage mit Wärmerück-
gewinnung eingesetzt. Neben der dauerhaft hohen 
Raumluftqualität bietet eine solche Anlage weiter er-
höhten Wohnkomfort und kann zudem zur Heizener-
gieeinsparung beitragen. Zusätzlich wird bei dieser 
Variante die Isolierverglasung gegen eine 3-Scheiben-
Wärmeschutzverglasung mit Uw = 0,8 W/(m²K) ausge-
tauscht. Darüber hinaus werden die Haustüren mit UT 
= 2,0 W/(m²K) durch gut gedämmte Türen mit UT = 
0,77 W/(m²K) ersetzt, der gesamte Sockelbereich des 
Gebäudes gedämmt und eine 6 cm dicke Auf-Sparren-
Dämmung angebracht. Die Kellerdecke wird 20 cm 
gedämmt. Die Investitionsvollkosten betragen 389 
€/m² Wohnfläche, der energetischen Modernisierung 
angerechnet werden 314 €/m² Wohnfläche. Nach der 
energetischen Modernisierung hat das Gebäude einen 
Heizenergiebedarf von 28 kWh/(m²a).   
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Wirtschaftlichkeit der Varianten 
Bezüglich der Wirtschaftlichkeit werden zwei Fälle 
unterschieden: Der erste Fall geht davon aus, dass die  
Energiekosteneinsparungen vom Investor tatsächlich 
als Einnahmestrom realisiert werden können (Ab-
schnitt 5.3). Dies gilt in erster Linie für selbstgenutzte 
Immobilien, ist jedoch auch für Wohnungsunterneh-
men als zusätzliche Information zur Energieeffizienz 
interessant. Der zweite Fall bezieht sich direkt auf 
Wohnungsunternehmen und deren Möglichkeiten die 
Mieten im Anschluss an die energetische Modernisie-
rung zu erhöhen (Abschnitt 5.4). 

 

5.2 Methodik und Rahmenbedingungen der 
Berechnungen 

Bei der Berechnung der Wirtschaftlichkeit von Ener-
giesparinvestitionen wird im Folgenden auf die Kapi-
talwertmethode zurückgegriffen. Um den Kapitalwert 
einer Investitionsalternative zu ermitteln, werden alle 
Zahlungen, die nach dem Investitionszeitpunkt anfal-
len, mit dem Kalkulationszinssatz abgezinst. Man er-
hält so den Barwert der Aus- und Einzahlungsreihen, 
von dem die Anfangsinvestition subtrahiert wird. Die 
Kapitalwertmethode prüft, ob in einer Investition zu-
mindest der gewählte Kalkulationszinssatz steckt und 
die Investition somit vorteilhaft ist (Kapitalwert > 0 bei 
der Beurteilung einer Einzelinvestition). Aus einer 
Menge von Investitionsalternativen ist diejenige Alter-
native optimal, die den größten Kapitalwert aufweist.  

 

Die Rahmenbedingungen der Kapitalwertberechnun-
gen wurden für die Studie wie folgt festgelegt:  

 Kalkulationszins und Betrachtungszeitraum: 
Es wird mit einem konstanten Kalkulationszins 
(nominal) von 5,0 % für alle Varianten gerechnet. 
Der Betrachtungszeitraum wird auf 25 Jahre fest-
gelegt. Es wird davon ausgegangen, dass die zu-
sätzlichen Kosten für die Modernisierung zu 100 
% fremdfinanziert werden (Aufnahme eines Kre-
dits zum Kalkulationszins).  

 Förderung: Bei der Förderung handelt es sich um 
ein zinsverbilligtes Darlehen nach dem CO2-Ge-
bäudesanierungsprogramm der KfW (Laufzeit 20 
Jahre, Zinssatz nominal für die ersten 10 Jahre: 
2,85%, Tilgungszuschuss in Höhe von 5%). Bei 
den Berechnungen wird der Barwert des zinsver-
billigten Darlehens ermittelt. Die Variante „Stan-
dard“ entspricht nicht den Programmkonditionen 
der KfW und kann daher nicht gefördert werden. 

 Energiepreisentwicklung: Es wird mit einem 
heutigen Energiepreis von 5,5 Cent/kWh gerech-
net und eine Energiepreissteigerung von 3%/a 
über den Betrachtungszeitraum (25 Jahre) unter-
stellt. 

 Instandhaltungs- und Verwaltungskosten: In-
standhaltungs-  und Verwaltungskosten werden 
über die Kaltmiete gedeckt und sind nicht mieter-

höhend. Vereinfachend wird angenommen, dass 
sich aus den Maßnahmen keine zusätzlichen lau-
fenden Ausgaben für Instandhaltung und Verwal-
tung ergeben. 

 Zusätzlicher Mietertrag: Die modernisierungsbe-
dingten zusätzlichen Mieteinnahmen im Rahmen 
bestehender Mietverhältnisse ergeben sich aus 
der Differenz zwischen den Mieteinnahmen des 
nicht modernisierten und des modernisierten Ge-
bäudes. Mieterhöhungsmöglichkeiten bestehen für 
den Investor aufgrund der §§ 558 (Anhebung auf 
die ortsübliche Vergleichsmiete) und 559 BGB 
(Modernisierungsumlage). Die Berechnungen ge-
hen von der Prämisse aus, dass die Miete vor 
Durchführung der zusätzlichen energiesparenden 
Maßnahmen mit 4,20 €/(m²Mon) auf dem Niveau 
der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. Da energie-
technische Modernisierungen in der Regel im 
Mietspiegel nicht abgebildet sind, bleibt dem In-
vestor im Rahmen bestehender Mietverträge le-
diglich eine Erhöhung der Miete auf Basis § 559 
BGB durch den Wohnwertverbesserungszuschlag 
(11 %). Die umlagefähigen Kosten entsprechen 
dabei jeweils den angegebenen energiebedingten 
Mehrkosten. In den Berechnungen wird der Zu-
schlag begrenzt, wenn die neue Miete mehr als 50 
% über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. 

 Mietsteigerung und Mietausfallwagnis: Die 
erwartete mittlere Mietsteigerung hat Einfluss auf 
die Ergebnisse. Es wird zunächst mit einem zu-
künftigen Anstieg der ortsüblichen Vergleichsmie-
te von 1 %/a gerechnet. In den Berechnungen 
wird für den Fall bestehender Mietverhältnisse mit 
einem konstanten Mietausfallwagnis von 3 % für 
alle Varianten gearbeitet. 

 Mehrertrags- oder Gesamtertragsrechnung: 
Die Rentabilität von Modernisierungsinvestitionen 
kann im Rahmen von Mehrertrags- oder Gesamt-
ertragsberechnungen beurteilt werden. In der 
Mehrertragsberechnung werden ausschließlich die 
modernisierungsbedingten Veränderungen der 
Ein- und Auszahlungsreihen einbezogen. Für den 
Fall bestehender Mietverhältnisse ist eine Mehrer-
tragsrechnung ausreichend, da die energiebeding-
ten Mehrkosten den energiebedingten zusätzli-
chen Mieteinnahmen gegenübergestellt werden 
können. Da für den Fall einer Neuvermietung nach 
Sanierung die zusätzlichen Mieterträge nicht mehr 
ausschließlich auf die energetischen Modernisie-
rung zurückgeführt werden können, muss eine auf 
den Vollkosten und den vollen Mieteinnahmen ba-
sierende Gesamtertragsrechnung durchgeführt 
werden. Bei der Gesamtertragsberechnung wird 
die Rentabilität des Gesamtobjektes nach der Mo-
dernisierung überprüft. Weil diese eine Schätzung 
der Grundstücks- und Gebäuderestwerte sowie 
der zukünftigen Instandhaltungskosten voraus-
setzt, ist die Gesamtertragsberechnung deutlich 
aufwändiger als die Mehrertragsberechnung und 
wird an dieser Stelle nicht durchgeführt. Der Fall 
Neuvermietung nach Modernisierung (neue Miet-
verträge) wird daher hier nicht betrachtet.26    
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5.3 Kapitalwert – Selbstgenutztes Eigentum 5.4 Kapitalwert – Vermieteter Bestand  
In Bild 17 ist der Kapitalwert über den einzelnen Vari-
anten aufgetragen. Es wird mit einem heutigen Ener-
giepreis von 5,5 Cent/kWh gerechnet und eine Ener-
giepreissteigerung von 3%/a über den Betrachtungs-
zeitraum unterstellt. Die Maßnahmen sind dann renta-
bel, wenn sich ein Kapitalwert ergibt, der größer ist als 
Null, d.h. nimmt der Investor zum Investitionszeitpunkt 
einen Kredit auf, um das Projekt zu finanzieren, so 
kann er diesen samt Zinsen über den Betrachtungs-
zeitraum zurückzahlen und  zusätzlich einen Gewinn 
in Höhe des Kapitalwertes machen. Die optimale Vari-
ante ist diejenige mit dem höchsten Kapitalwert. Bei 
dem hier untersuchten Beispielgebäude zeigt sich, 
dass die Varianten „Standard“ und „7-Liter-Haus“ bei 
Annahme einer jährlichen Energiepreissteigerung von 
3% ökonomisch vorteilhaft sind. Das „7-Liter-Haus“ ist 
dabei für den selbstnutzenden Eigentümer auch ohne 
Förderung die ökonomisch beste Variante. Das „3-
Liter-Haus“ produziert aufgrund der hohen Investiti-
onskosten einen negativen Kapitalwert der jedoch bei 
Inanspruchnahme von Förderung deutlich geringer 
ausfällt. 

Der Nutzen energiesparender Maßnahmen in Form 
einer Reduktion der Heizkosten kommt im vermieteten 
Bestand  primär dem Mieter und nicht dem investie-
renden Vermieter zugute. Der Vermieter kann in der 
Regel nur indirekt durch zusätzliche Mieteinnahmen 
von seinen Investitionen profitieren. Dabei ist zu be-
achten, dass sich aufgrund der Komplexität des ge-
setzlichen Regelwerkes für Bestandsinvestitionen die 
Frage nach der Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen zur 
energetischen Modernisierung im Mietwohnungsbau 
nicht pauschal beantworten lässt.  

Die Berechnungen gehen von einer energetischen 
Modernisierung in bewohnten Zustand bei bestehen-
den Mietverträgen aus. Die Mieterhöhung nach § 559 
BGB kann somit ursächlich der energetischen Moder-
nisierung zugeordnet werden. Die Berechnungen ge-
hen davon aus, dass die 11%-Umlage in allen Varian-
ten durchgesetzt werden kann, lediglich bei der Vari-
ante „3-Liter-Haus“ wird die Mieterhöhung begrenzt, 
da sie 50 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete 
liegt. Die neuen Mieten betragen 4,59 €/(m²Mon) für 
die Variante „Standard“, 5,53 €/(m²Mon) für die Vari-
ante „7-Liter-Haus“ und 6,30 €/(m²Mon) für die Varian-
te „3-Liter-Haus“. 

Variiert man die angenommene Energiepreissteige-
rung ändern sich die Ergebnisse in der Tendenz we-
nig. Unterstellt man über 25 Jahre keine Energiepreis-
steigerungen (Steigerungsrate 0%/a) bleibt die Varian-
te „7-Liter-Haus“ ökonomisch vorteilhaft (positiver 
Kapitalwert) und mit Förderung die optimale Variante. 
Unterstellt man eine Energiepreissteigerung von 5%/a 
wird zusätzlich auch die Variante „3-Liter-Haus“ bei 
Inanspruchnahme von Förderung wirtschaftlich. 

Die Berechnungen nach der Kapitalwertmethode zei-
gen, dass der Investor auf dieser Basis die zusätzli-
chen energiesparenden Investitionen für das „7-Liter-
Haus“ auch ohne Förderung refinanzieren kann d.h. 
die Variante ist auch ohne Förderung wirtschaftlich. 
Förderung verbessert das Ergebnis zusätzlich. Die 
Variante „3-Liter-Haus“ ist aufgrund der hohen Investi-
tionskosten und der Begrenzung der Mieterhöhung 
auch mit Förderung nicht wirtschaftlich. Auch die nicht 
geförderte Variante „Standard“ ist unter den gemach-
ten Annahmen nicht wirtschaftlich (negativer Kapital-
wert).  

 

 

Bild 17: Kapitalwert Selbstnutzer– Energiepreissteigerung 3%/a 
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Bild 18: Kapitalwert für Mieterhöhung nach § 559 BGB (11%-Umlage) 
Kapitalwert nach Steuer (Mehrertragsrechnung)
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In Bild 19 ist zum besseren Verständnis die Entwick-
lung der Mieten beispielhaft dargestellt. Die „alte Miete 
(ohne Modernisierung)“ liegt vor Durchführung der 
energiesparenden Maßnahmen auf dem Niveau der 
„ortsüblichen Vergleichsmiete“. Eine Mieterhöhung 
nach § 558 BGB ist damit nicht möglich. Nach § 559 
BGB ergäbe sich aus der 11 %igen Modernisierungs-
umlage z.B. für die Variante „Standard“ eine neue 
Miete von 4,59 Euro/(m²Mon). Diese Miete darf erst 
wieder erhöht werden, wenn in diesem Beispiel nach 9 
Jahren das Niveau der ortsüblichen Vergleichsmiete 
wieder erreicht wurde. Die zusätzliche Miete aus den 
energiesparenden Investitionen entspricht also der 
Fläche zwischen der Kurve „alte Miete“ bzw. „ortsübli-
che Vergleichsmiete“ und der Kurve „neue Miete Vari-
ante Standard“. Die zusätzlichen Mieteinnahmen zur 

Refinanzierung der energiesparenden Investitionen 
sind entsprechend gering und reichen bei der Variante 
„Standard“ nicht aus, um die Maßnahmen in den Be-
reich der Wirtschaftlichkeit zu bringen. 

 

Bild 19 verdeutlicht auch die Bedeutung des ange-
nommenen Anstiegs der ortsüblichen Vergleichsmiete 
im Zeitverlauf. Geht man von einem höheren Anstieg 
der ortsüblichen Vergleichsmiete als 1%/a aus (z.B. 
2%/a), wird die  Kurve „ortsübliche Vergleichsmiete“ 
steiler, der zusätzlich zur Refinanzierung stehende 
Mietertrag wird geringer, die Wirtschaftlichkeit der 
Maßnahmen verschlechtert sich bei sonst gleichen 
Rahmenbedingungen (Bild 20).  

Bild 19: Mieten im Zeitverlauf – Anstieg ortsübliche Vergleichsmiete 1%/a 
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Die Variation des Parameters „Anstieg der ortsübli-
chen Vergleichsmiete“ verdeutlicht, dass es im vermie-
teten Bestand schwierig ist, Pauschalaussagen zur 
Wirtschaftlichkeit zu treffen. In dem betrachteten Mo-
dell (bestehende Mietverhältnisse, alte Miete auf dem 
Niveau der ortsüblichen Vergleichsmiete, Anstieg der 
ortsüblichen Vergleichsmiete mit 1%/a, Kopplungs-
prinzip) sind die angenommenen Investitionen in die 
energieeffiziente Gebäudevariante „7-Liter-Haus“ wirt-
schaftlich, wenn es gelingt, die gesamte Modernisie-
rungsumlage auf die Miete aufzuschlagen.  

Löst man sich von dem hier zugrunde liegenden Be-
rechnungsmodell und berücksichtigt z.B. unterschied-
liche Annahmen zum Anstieg der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete, Ausgangsmieten unter dem Niveau der 
ortsüblichen Vergleichsmiete, sich verändernde Zins-
sätze oder die Neuvermietung nach Modernisierung, 
so können sich die Ergebnisse zum Teil grundlegend 
ändern. Wie sich die Rentabilität dann im Einzelfall 
darstellt, muss für die jeweiligen konkreten Randbe-
dingungen individuell bestimmt werden. Bei Vorliegen 
eines ökologischen Mietspiegels verbessern sich ten-
denziell die ökonomischen Voraussetzungen für ener-
getische Modernisierungsmaßnahmen (siehe Ab-
schnitt 4.5). 

Darüber hinaus stellt sich vor allem im Falle von grö-
ßeren Wohnungsunternehmen die Frage der Gesamt-
optimierung des Bestandes im Sinne eines Portfolio-
managements (siehe nächster Abschnitt). 

 

 

5.5 Grenzen objektbezogener Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen 

Im Rahmen der bisher skizzierten Methoden der Wirt-
schaftlichkeitsberechnung erweisen sich Energiespar-
investitionen an Wohngebäuden besonders dann als 
wirtschaftlich, wenn Gebäudeteile im Rahmen von 
Investitionszyklen ”sowieso” erneuert werden müssen. 
Zusätzliche Energiesparinvestitionen fließen dann als 
zusätzlicher Aufwand in die Rechnung ein, während 
der Wert der zu erneuernden Bauteile in ihrer ur-
sprünglichen Form und bestimmte weitere Kosten z. 
B. für Gerüste, die sowieso angefallen wären, in die 
Berechnung nicht mit aufgenommen werden (soge-
nannter „Mehrkostenansatz“). 

Solche Betrachtungsweisen sind für die Beurteilung 
einer energetischen Modernisierung im Gebäudebe-
stand zulässig, jedoch in betriebswirtschaftlicher Hin-
sicht unvollständig, da sie weitere Wirkungen auf der 
Ertragsseite vernachlässigen wie z. B.:  

− die Verlängerung der Lebensdauer der Gebäude 
durch Energiesparinvestitionen,  

− die Veränderung bzw. Verringerung des künftigen 
Instandsetzungs- und Modernisierungsaufwandes,  

− die Erhöhung der Mietzahlungsbereitschaft (ver-
besserte Vermietbarkeit der Gebäude) durch ei-
nen erhöhte Behaglichkeit z.B. infolge verbesser-
ter Luftqualität.  

 

Weiterhin sollten auch stets die Grenzen der ökonomi-
schen Berechnungsverfahren im Auge behalten wer-
den: 
− Wirtschaftlichkeitsrechnungen können keine exak-

ten Werte für zukünftige Kosten und künftige Nut-
zen von Investitionen liefern, da alle Aussagen mit 

Bild 20: Kapitalwert für Mieterhöhung nach § 559 BGB - Anstieg ortsübliche Vergleichsmiete 2%/a 
Kapitalwert nach Steuer (Mehrertragsrechnung)
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Unsicherheiten behaftet sind (z. B. Zins, Energie-
preise). Nur innerhalb dieser "Bandbreite" - die im 
Übrigen u. U. bis zu ± 15 % der ursprünglich be-
stimmten Kosten ausmachen kann – kann eine 
Wirtschaftlichkeitsrechnung überhaupt verlässli-
che Aussagen machen. 

− Die unterschiedlichen methodischen Ansätze zur 
Berechnung der Wirtschaftlichkeit (z.B. unter-
schiedliche Nutzungsdauern) können zu unter-
schiedlichen Ergebnissen führen.  

− Häufig kann bei Wirtschaftlichkeitsrechnungen 
keine Entscheidung zwischen unterschiedlichen 
Investitionsalternativen getroffen werden, da die 
Ergebnisse für verschiedene Alternativen oft so 
nah nebeneinander liegen, dass das Wirtschaft-
lichkeitskriterium allein keine vernünftige Ent-
scheidung erlaubt. Insbesondere ist dies häufig 
bei der Bestimmung "optimaler" Investitionskenn-
werte, z. B. der "optimalen Dämmstoffdicke", der 
Fall: Das Kostenoptimum ist oft extrem flach aus-
gebildet, d.h. der Kapitalwert – aufgetragen über 
die Dämmstoffstärke – hängt im Bereich seines 
Maximums über einen weiten Bereich kaum von 
der Dämmstoffstärke ab. Angesichts der bei der 
Berechnung einfließenden Unsicherheiten gibt es 
somit einen ganzen Bereich "relativ optimaler" 
Maßnahmen, unter denen nun eine Entscheidung 
nach anderen als wirtschaftlichen Kriterien vorge-
nommen werden muss. 

− Ästhetische Gesichtspunkte und die Finanzierbar-
keit einer Modernisierung, aber auch Komfort- o-
der Repräsentationswünsche sowie eingespielte 
Abläufe beim Investor, sind häufig entscheidende 
Kriterien bei Investitionsentscheidungen. Diese 
können jedoch nur schwer, u. U. überhaupt nicht 
in eine Wirtschaftlichkeitsberechnung eingearbei-
tet werden.  

 

Darüber hinaus gibt es durchaus "objektive" Kriterien, 
die neben der Wirtschaftlichkeit von großer Wichtigkeit 
sind: 
− Komforterhöhungen (z. B. angenehmeres Raum-

klima, bequemere Bedienung), die sich meist nicht 
oder nur schwer finanziell quantifizieren lassen. 

− Sicherheitspunkte (z. B. höhere Versorgungssi-
cherheit durch höhere eigene Reserven an Ener-
gieträgern). 

− Umweltkriterien (z. B. geringere Emission und 
damit Schutz der menschlichen Gesundheit und 
der betroffenen Ökosysteme). 

− Wertsteigerungen (z. B. Erhalt und Konservierung 
von Bausubstanz, künstlerische Gestaltung). 

− Soziale Auswirkungen (z. B. Schaffung von Kom-
munikationsbereichen, Verbesserung des Wohn-
umfeldes). 

Als Summe all dieser Veränderungen einer Immobilie 
durch eine Modernisierung ergibt sich eine bessere 
Vermietbarkeit und somit ein gesicherter Einnahme-
strom für das Wohnungsunternehmen. In eine objekt-
bezogene Wirtschaftlichkeitsrechnung lassen sich 

diese unternehmensrelevanten Gesichtspunkte aber 
nur schwer einarbeiten. 

Zusammengefasst liefert die klassische objektbezoge-
ne Wirtschaftlichkeitsberechnung sicherlich ein wichti-
ges Kriterium bei der Entscheidung für Art und Um-
fang einer (energetischen) Modernisierung. Die Ent-
scheidung steht jedoch immer im Zusammenhang mit 
anderen, schwerer zu quantifizierbaren Faktoren.  

Darüber hinaus stellt sich vor allem im Falle von grö-
ßeren Wohnungsunternehmen die Frage der Gesamt-
optimierung des Bestandes im Sinne eines Portfolio-
managements (siehe folgender Abschnitt). 
 

5.6 Portfoliobezogene Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung 

Ziel des strategischen Managements in der Woh-
nungswirtschaft ist es, Unternehmensentscheidungen 
zu unterstützen und angesichts knapper finanzieller 
Mittel Fehlinvestitionen z.B. in Bestände ohne Zu-
kunftschancen zu vermeiden, andererseits aber auch 
die Bestände genau zu prüfen, Potenziale als solche 
zu erkennen und zu nutzen und verfrühte Desinvestiti-
onen auszuschließen. Bestehende Portfoliomanage-
mentsysteme arbeiten bislang in der Regel ohne die 
Berücksichtigung energetischer Fragestellungen. Eine 
Berücksichtigung der Energiethematik im Portfolioma-
nagement ist jedoch aus folgenden Gründen notwen-
dig: 
1. Durch die Einführung von Energieausweisen bei 

Wohngebäuden stehen den Wohnungsunterneh-
men zukünftig erhebliche Datenmengen über den 
energetischen Zustand des Gebäudebestandes 
zur Verfügung. Die Unternehmen stehen vor der 
Herausforderung, die neu gewonnen Daten in ih-
ren Managementprozess zu integrieren. Die Frage 
„Was ist zukünftig bei welchen Gebäuden energe-
tisch zu tun“ ist aufgrund der langen Erneuerungs-
zyklen von Gebäuden und Bauteilen und der be-
schränkten finanziellen Mittel der Wohnungsun-
ternehmen besonders bedeutsam. 

2. Staatliche Förderung (z.B. durch die KfW) erhöht 
den Anreiz zur Durchführung energiesparender 
Investitionen. Es ist jedoch wichtig zu klären, bei 
welchen Bestandssegmenten eine Inanspruch-
nahme von Förderung überhaupt in Frage kommt. 
Es macht beispielsweise wenig Sinn jedes Ge-
bäude auf den Standard eines KfW-40-Hauses zu 
modernisieren, wenn nicht bestimmte Randbedin-
gungen (z.B. sowieso anstehende Sanierung, Vor-
liegen der technischen Voraussetzungen etc.) er-
füllt sind. 

3. Die objektbezogene Berechung der Wirtschaftlich-
keit von Energiesparinvestitionen greift häufig zu 
kurz, da bei den stark gestiegenen Energiepreisen 
auch zunehmend andere Einflussfaktoren wichtig 
werden (z.B. zukünftig vermiedener Leerstand 
durch niedrige Heizkosten und erhöhten Wohn-
komfort, erhöhte Potenziale zur Steigerung des 
Reinertrags, Wertsteigerungen).  
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Infobox 2: Module Portfoliomanagement 

Module Portfoliomanagement Beispiele für die Integration von “Energie” 

1.  Überprüfung des strategischer Rahmens Energieeinsparziel, freiwillige Vereinbarung mit Kommunen zur 
CO -Reduktion 2

2.  Integrierte Messung der Produktleistung Vereinfachtes Verfahren zur Bestimmung der energetischen Ge-
bäudequalität, Energiepasserstellung 

3.  Marktanalyse Prognosen über die Entwicklung der Energiepreise, Bestimmung 
des Einflusses von Heizkosten und Behaglichkeit auf die Zufrie-
denheit und das Mietzahlungsbereitschaft bestimmter Zielgruppen 

4.  Positionierung der Produkte  Segmentierung des Wohnungsbestandes mit Energie als Segmen-
tierungskriterium, Energie als zusätzliches Kriterium bei der Erstel-
lung einer Portfoliomatrix  

5.  Entwicklung von Produktstrategien Ableitung von Strategieempfehlungen mit spezifischen Aussagen 
zur energetischen Sanierung z.B. bestimmte energetische Stan-
dardsanierungsniveaus für bestimmte Zielgruppen, Gebäudetypen 
etc. 

6.  Finanzrahmen / Investitionsplan Abklären des zur Verfügung stehenden Budgets und Aufstellung 
des Investitionsplans unter Berücksichtigung aller Finanzierungs-
möglichkeiten für die energetische Sanierung 

7.  Risikoanalyse Szenarioberechnungen zur Wirtschaftlichkeit unter Berücksichti-
gung der wirtschaftlichen Lebensdauer und des Risikos (Risikore-
duktion durch energetische Sanierung)  

8.  Projektvorbereitung und Projektdurchführung Detaillierte Überprüfung und Ausarbeitung der empfohlenen Stra-
tegien auf der Objektebene unter Berücksichtigung von Energiebi-
lanzen und des Kopplungsprinzips   

 

Die genannten Punkte erfordern die Integration ener-
getischer Fragestellungen in das Portfoliomanagement 
von Wohnungsunternehmen („Portfoliomanagement 
plus Energie“).27  Im Rahmen dieses Ansatzes erge-
ben sich Gestaltungsspielräume, die von einer aus-
schließlichen strategischen Übersicht über die energe-
tische Qualität des Gebäudebestandes („Energieka-
taster“), über die partielle Berücksichtigung von Ener-
gie in ausgewählten Stufen des Prozesses bis hin zur 
vollständigen Integration in allen Stufen des Portfolio-
managements reichen. Eine Entscheidung für eine 
dieser Vorgehensweisen muss unternehmensspezi-
fisch erfolgen und hängt im Einzelfall von den jeweili-
gen Rahmenbedingungen (Markt), Datenerfordernis-
sen und Voraussetzungen im Unternehmen ab. Eine 
geeignete Möglichkeit, die strategische Ausgestaltung 
des Bestandsmanagements von Wohnungsunterneh-
men unter Berücksichtigung von Energie vorzuneh-
men, kann anhand der Tabelle in Infobox 2 verdeut-
licht werden.28

Bezüglich der Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen sollte 
die objektbezogene Betrachtung im Rahmen des Port-
foliomanagements ergänzt werden. Nachhaltigkeitsin-
vestitionen wie z.B. Dach- und Fassadendämmung, 
Wärmeschutzverglasung, Einbau einer Wärmerück-
gewinnungsanlage etc. können die Rendite-Risiko-
Position einer Immobilie deutlich verbessern. Die e-
nergetische Modernisierung führt zu einer Erhöhung 
der Mietzahlungsbereitschaft durch geringere Be-
triebskosten und erhöhte Behaglichkeit sowie zu einer 

Verlängerung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer 
einer Immobilie. Dadurch steigt der zur Verfügung 
stehende Reinertrag aus der Bewirtschaftung der Im-
mobilie. Hohe zukünftige Energiepreise beeinflussen 
darüber hinaus das Risiko von Wohnungsunterneh-
men: Müssen die Betriebskosten, wie in der Regel 
üblich, von den Mietern getragen werden, beeinflus-
sen hohe Energiepreise die Vermietbarkeit der Immo-
bilien negativ. Niedrige Betriebskosten, wie z.B. bei 
einem energetisch sanierten Gebäude, wirken sich 
dagegen positiv auf die Vermietbarkeit und dadurch 
auf den ökonomischen Erfolg des Wohnungsunter-
nehmens aus. Ist für die Zukunft mit einem erhebli-
chen Anstieg der Energiepreise zu rechnen, stellt die 
energetische Sanierung eine Absicherung gegen zu-
künftige Energiepreissteigerungen dar. Die energeti-
sche Modernisierung bewirkt darüber hinaus eine 
Verringerung von zukünftigen Instandhaltungskosten 
und trägt so zur Ausschöpfung von ökonomischen 
Effizienzsteigerungspotentialen und zum Aufbau von 
Wettbewerbsvorteilen bei.  

 

Die genannten Vorteile einer energetischen Moderni-
sierung werden in den traditionellen Wirtschaftlich-
keitsberechnungen von Energiesparmaßnahmen im 
Gebäudebereich nur unzureichend abgebildet. Erfor-
derlich ist hier eine Erweiterung der Perspektive um 
kapitalmarkttheoretische Aspekte.29
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6 Fazit 
 

Der Klimaschutz stellt Deutschland vor erhebliche 
Herausforderungen. Kurzfristig sind vor allem die Ziele 
des Kyoto-Protokolls zu erfüllen. Dazu muss die Bun-
desrepublik im Rahmen der EU-Lastenverteilung im 
Zielzeitraum 2008-2012 eine Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen um 21 % gegenüber 1990 errei-
chen. Langfristig ist bis 2050 gemäß den Klimaschutz-
Enquetekommissionen des Bundestages eine Absen-
kung der CO2-Emissionen um mindestens 80 % anzu-
streben [Enquete 1991] [Enquete 1992]. 

Wenn über Klimaschutzstrategien für den Gebäude-
sektor gesprochen wird, müssen bereits heute neben 
den kurzfristigen auch die langfristigen Ziele in die 
Überlegungen einbezogen werden. Dies gilt vor allem 
aufgrund der hohen Lebensdauer baulicher Maßnah-
men und der großen Zeiträume, die die breite Einfüh-
rung neuer Technologien benötigt. 

Die gegenwärtigen Energiesparaktivitäten im Gebäu-
desektor entsprechen bei Weitem noch nicht den aus 
den genannten Verpflichtungen resultierenden Not-
wendigkeiten, und zwar weder in qualitativer noch in 
quantitativer Hinsicht: 

 Selbst Neubauten und energetisch sanierte Alt-
bauten erreichen bei Weitem nicht den energeti-
schen Qualitätsstandard, der zur Einhaltung der 
langfristigen Klimaschutzziele notwendig wäre. 
Der Primärenergiebedarf dieser Gebäude ist im 
Allgemeinen noch mehr als doppelt so hoch wie 
eigentlich erforderlich. 

 Die energetische Erneuerungsrate der Gebäude-
hülle ist mit geschätzten 0,75 % p. a. zu niedrig, 
um die gegebenen langfristigen Klimaschutzziele 
zu erreichen. 

Eine Weiterentwicklung der gegenwärtigen Strategie 
im Einvernehmen mit den involvierten Akteursgruppen 
ist vor diesem Hintergrund notwendig. Dabei muss auf 
ein Bündel unterschiedlicher Instrumente zurückgegrif-
fen werden. Mit dieser Studie haben wir auf verschie-
dene Handlungspotenziale hingewiesen. Bei der Ge-
samtbetrachtung zeigt sich, dass Beschleunigungsef-
fekte bei der Energieeinsparung erzielbar sind, sofern 
die bisherigen Hemmnisse beseitigt werden. Dabei 
sind Politik als Rahmengeber, Investoren und auch die 
Verbraucher selbst gefordert. Die größten Effekte sind 
bei einem Zusammenwirken aller drei Handlungsebe-
nen zu erzielen.     
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Anmerkungen 
 

                                                      
1  CO2-Äquivalent-Emissionen Deutschland 2006: 1,006 Mrd 

Tonnen CO2-Äquivalent gemäß [Ziesing 2007], dies entspricht 
etwa 12,3 Tonnen CO2-Äquivalent pro Einwohner. Die reinen 
CO2-Emissionen liegen um etwa 17 % niedriger. 

 
2  Bereits die Enquete-Kommission des 12. Deutschen Bundes-

tages benennt einen Wert von 10 Mrd Tonnen CO2 als Zielwert 
für das Jahr 2050, um eine dramatische Veränderung des 
Weltklimas zu verhindern [Enquete 1992]. Zum damaligen 
Zeitpunkt entsprach dies einer Halbierung der weltweiten CO2-
Emissionen. In den letzten 15 Jahren sind die weltweiten CO2-
Emissionen jedoch weiter von 22 auf 29 Mrd Tonnen ange-
stiegen [Ziesing 2007] [IPCC WG 3 2007], lediglich in Europa 
ist eine Stabilisierung zu verzeichnen, in Deutschland eine Ab-
nahme um etwa 14%.  
Der genannte Zielwert von 10 Mrd Tonnen korrespondiert auch 
ungefähr mit den anspruchvollsten Stabilisierungsszenarien 
des IPCC („Kategorie I“), bei dem ein Temperaturanstieg von 
„nur“ 2,0 bis 2,4 °C und ein Meeresspiegelanstieg von 0,4 bis 
1,4 Metern zu erwarten ist [IPCC WG 3 2007].  

 
3  Quelle: [HMWVL 2006], sofern nicht anders vermerkt 
 
4  Eine Verwendung der Passivhaus-Komponenten garantiert 

noch nicht das Erreichen des Passivhaus-Standards, wie er 
vom Passivhaus-Institut Darmstadt definiert ist (siehe 
www.passiv.de).  

 
5  vgl. [Diefenbach et al. 2005] 
 
6  Im Einzelfall können natürlich andere Randbedingungen vor-

liegen, wodurch die ökonomische Bewertung von den hier dar-
gestellten Werten abweichen kann. 

 
7  Es handelt sich hier um eine zufällige Auswahl von Beispielen. 

In der Wohnungswirtschaft findet man eine Vielzahl von ener-
getisch hochwertig modernisierten Gebäuden. 

 
8  Alle Energiekennwerte in der vorliegenden Studie beziehen 

sich auf die beheizte Wohnfläche (und nicht auf die „Gebäu-
denutzfläche“ AN nach EnEV). 

 
9  Quelle: [Dialog Bauqualität] 
 
10  deutsche Gebäudetypologie nach [IWU 2003]; Fortschreibung 

älterer statistischer Auswertungen des IWU [Eicke-Hennig et 
al. 1994] auf Basis von Zahlen des Statistischen Bundesamtes 
(Mikrozensus 1998) sowie eigener Abschätzungen 

 
11  ermittelt auf der Basis des Mikrozensus 2002, bezüglich der 

Aufteilung nach Beheizungstypen siehe auch [Diefenbach / 
Enseling 2007] 

 
12  Um die mögliche Energieeinsparung zu bestimmen, wurde die 

„Deutsche Gebäudetypologie“ verwendet [IWU 2003]. Diese 
teilt den deutschen Gebäudebestand in verschiedene Größen- 
und Bautaltersklassen ein (Bild 7). Für die einzelnen Elemente 
dieser Haustypenmatrix wird jeweils ein Repräsentant festge-
legt, der die energetischen Eigenschaften eines typischen Ver-
treters dieser Baualters- und Größenklasse aufweist. Den 43 
Musterhäusern wird jeweils eine Häufigkeit entsprechend der 
durch sie repräsentierten Wohnfläche zugeordnet. Für jedes 
Musterhaus wird die Auswirkung der Maßnahmen rechnerisch 
bestimmt wird und dann über die vorliegende Statistik auf den 

                                                                                        
Gebäudebestand hochgerechnet. Dieses Verfahren wurde 
erstmals in den IWU-Arbeiten für die Enquete-Kommission 
„Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre“ des 11. Deutschen 
Bundestages [Enquete 1991] verwendet, später dann auch im 
Rahmen ander Arbeiten (z.B. [IKARUS-DB] [Eicke-Hennig et 
al. 1994] [IWU/ifeu 2005]. Die hier wiedergegebenen Potenzi-
alabschätzungen basieren auf einem Modell, das im Rahmen 
des Projektes [Diefenbach/Enseling 2007] für das Bundesland 
Hessen erarbeitet wurde. Die Berechnungen wurden unter 
Verwendung der für ganz Deutschland vorliegenden Statisti-
ken aktualisiert.  

 
13  Der Heizwärmebedarf gibt an, wieviel Wärme den Wohnräu-

men in der Heizperiode zugeführt werden muss, um ein be-
hagliches Raumklima zu erreichen. Er berücksichtigt noch 
nicht die Warmwasserbedarf (z.B. für Baden, Duschen, Ge-
schirr spülen) oder die Verluste des Wärmeversorgungssys-
tems (z.B. Verluste der Verteilrohre und des Heizkessels). Der 
Heizwärmebedarf wurde hier in Anlehnung an das Heizperio-
denbilanzverfahren der EnEV 2002 ermittelt und von der „Ge-
bäudenutzfläche“ AN auf die Wohnfläche umgerechnet. 

 
14  Ein Teil des heutigen Gebäudebestands wurde natürlich be-

reits modernisiert. Dieser Anteil wurde hier gemäß [Diefen-
bach/Enseling 2007] zu 15 % angesetzt (Niveau: „EnEV 
2007“). Bei diesem Modernisierungsgrad handelt es sich um 
eine vereinfachte Größe: Tatsächlich werden Gebäude nicht 
immer komplett modernisiert. Der angenommene Werte steht 
also stellvertretend für eine entsprechend größere Anzahl teil-
modernisierter Gebäude, die in der Summe die gleiche Ener-
gie einsparen wie 15 % des Bestandes, welche komplett nach 
EnEV modernisiert wurden. 

 
15  Alle Dämmstoffdicken beziehen sich auf eine Wärmeleitfähig-

keit des Dämmstoffs von 0,04 W/(m·K). Bei geringerer Wärme-
leitfähigkeit können also entsprechend geringere Dämmstär-
ken verwendet werden. 

 
16  Erläuterungen zu diesen Ansätzen siehe [Diefenbach/Enseling 

2007]; einen Überblick zur Datenlage im Gebäudebestand gibt 
[Diefenbach et al. 2007] 

 
17  Dies entspricht auch dem Ansatz nach DIN V 4701-10 von 

12,5 kWh/(m²a), der jedoch nicht auf die Wohnfläche sondern 
auf die um ca. 25 % größere „Gebäudenutzfläche“ AN bezogen 
ist. 

 
18  Wärmeversorgung „Basis“: 
• Modernisierungsrate der Wärmeversorgung: 4 %/a, d.h. der 

Haupt-Wärmeerzeuger (z.B. Heizkessel) wird im Durchschnitt 
alle 25 Jahre ausgetauscht. 

• Vernachlässigung besonders energiesparender Systeme (z.B. 
Solaranlagen, Pelletkessel, Wärmepumpen); 

• Erneuerung alter Heizkessel (Baujahr vor 1990), so dass bei 
jährlicher Fortschreibung alle Geräte dieser Altersklasse er-
setzt wären; 

• keine Effizienzverbesserung bei Erneuerung von Heizkesseln 
mit Baujahr nach 1990; 

• leichte Zunahme der Fernwärme (ca. 0,1 %/a); 
• leichte Abnahme von Strom-Direktheizungen (ca. 0,1 %/a); 
• Ersatz von Ofenheizungen durch Zentralheizungen mit einer 

Rate von 0,5 %/a 
 
19  Wärmeversorgung „effizient“: 
• Modernisierungsrate der Wärmeversorgung: 4 %/a 
• Bei Einbau neuer Kessel: immer Brennwertkessel  in Kombina-

tion mit Solaranlage zur Warmwasserbereitung oder kontrol-
lierter Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung 

http://www.passiv.de/
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• Bei jährlicher Fortschreibung der Modernisierungsraten: Voll-

ständige Ablösung von Ofenheizungen, elektrischen Direkthei-
zungen und Systemen zur elektrischen Warmwasserbereitung 
bis 2020 

• Einbauraten für effiziente Wärmeerzeuger:  
- elektrische Erdreich-Wärmepumpe 0,5 %/a 
- Holzpelletkessel 0,5 %/a,   
- Fernwärme (aus Kraft-Wärme-Kopplung): 0,5 %/a 
- kontrollierte Lüftung mit Wärmerückgewinnung (kombiniert mit 

Brennwertkessel): 0,3 %/a 
- thermische Warmwasser-Solaranlage (kombiniert mit Brenn-

wertkessel): 2,0 %/a 
- Blockheizkraftwerk (BHKW): nur in MFH 0,3 %/a (bezogen auf 

MFH),  0,2 %/a (bezogen auf alle Gebäude, gerundet) 
 
20  Laut Angaben in [GDW 2006] lassen sich die Wohnungsbau-

investitionen im deutschen Gebäudebestand folgendermaßen 
abschätzen: Die gesamten Wohnungsbauinvestitionen (Neu-
bau und Bestand) werden zu insgesamt knapp 119 Mrd € an-
gegeben (Werte für 2005, ohne „nicht werterhöhende Repara-
turen“). Der Anteil der Bestandsinvestitionen liegt dabei zwi-
schen rund 55 % (alte Länder) bzw. 65 % (neue Länder). Grob 
gesprochen dürften die Bestandsinvestitionen also demnach 
bei etwa 65 - 70 Mrd € liegen. Hinzu kommen noch die nicht 
werterhöhenden Reparaturen, für die ein Schätzwert von 8 - 9 
% des oben genannten Wertes von 119 Mrd € genannt wird, 
so dass sich absolut also etwa 10 Mrd € bzw. insgesamt für 
die Bestandsinvestitionen 75 - 80 Mrd € ergeben. 

 
21  zu Analysen des konkreten Nutzerverhaltens bzw. -einflusses 

in Gebäuden vgl. [Greiff et al. 1994], [Keul 2001], [Trebersburg 
2004], [Emmerich 2004], [Hacke / Lohmann 2006]; in [Loga et 
al. 2003] findet sich eine vergleichende Gegenüberstellung der 
gemessenen Raumtemperaturen aus verschiedenen Niedrig-
energiehaus-Forschungsprojekten 

 
22  Daten nach [Eicke-Hennig 1997] und [Loga 1997] 
 
23  Vgl. dazu auch [Enseling 2003] 
 
24  Randbedingungen und Details der Berechnungen siehe [Ense-

ling/Hinz 2006]  
 
25  Bei allen Kostenangaben handelt es sich um Nettokosten. 
 
26  siehe zur Gesamtertragsrechnung [Enseling/Hinz 2006] 
 
27  siehe EU-Projekte „Energy Performance Indicators in Social 

Housing (EPI-SoHo)“ und „Energy Strategic Asset Manage-
ment (ESAM)“, in denen Wohnungsunternehmen aus Deutsch-
land und anderen EU-Ländern sowie weitere Partner beteiligt 
sind (Infos unter www.iwu.de) 

 
28  In Anlehnung an das im EU-Projekt „Sustainable Refurbish-

ment Europe (SUREURO)“ konzipierte „Portfoliomanagement 
in 8 Modulen“ 

 
29  siehe dazu auch [Enseling/Hinz 2006] 
 

http://www.iwu.de/
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